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Erste Burgermeisterin Marlene Greinwald erdffnet um 19:15 Uhr die Sitzung des
Gemeinderates. Sie begrifdt alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemafe Ladung und
Beschlussfahigkeit des Gemeinderates fest.

OFFENTLICHE SITZUNG

[TOP 1 Genehmigung der Niederschrift

Die o¢ffentliche Niederschrift der Sitzung vom 16.06.2020 wird genehmigt.

einstimmig beschlossen Ja: 17 Nein: 0 Anwesend: 17

Bekanntgabe der in der letzten nichtéffentlichen Sitzung gefassten Be-

TOP 2 N
schliisse

Frau erste Blrgermeisterin Marlene Greinwald teilt mit, dass keine Tagesordnungspunkte
aus der nichtoffentlichen Sitzung vom 16.06.2020 zur Bekanntgabe geeignet sind.

zur Kenntnis genommen

Breitbandausbau in Tutzing - Sachstandsbericht iber Ausbaustand und

e & laufende Projekte

Die Verwaltung berichtet tiber den Sachstand hinsichtlich des Breitbandausbaus in Tutzing
und die damit verbundenen laufenden Projekte.

zur Kenntnis genommen

| TOP 4 Erlass einer neuen Geschéftsordnung

Beschluss:
Der Gemeinderat beschlie3t folgende Geschéaftsordnung:

Geschéaftsordnung des Gemeinderats Tutzing 2020-2026
(Geschaftsordnung — GeschO)
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Der Gemeinderat der Gemeinde Tutzing gibt sich aufgrund des Art. 45 Abs. 1 der Ge-
meindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22. August 1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt gedndert durch § 5 Abs. 2 des
Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBI. S. 737) folgende

Geschaftsordnung

A. Die Gemeindeorgane und ihre Aufgaben

|. Der Gemeinderat
§ 1 - ZUSTANDIGKEIT IM ALLGEMEINEN

(1) Der Gemeinderat beschliel3t Uber alle Angelegenheiten des eigenen und des Ubertra-
genen Wirkungskreises, soweit sie nicht ausdricklich beschlieRenden Ausschiissen
ubertragen sind oder aufgrund Gesetz bzw. Ubertragung durch den Gemeinderat in
die Zustandigkeit der ersten Burgermeisterin fallen.

(2) 'Der Gemeinderat Ubertragt die in 8 7 genannten Angelegenheiten vorberatenden
Ausschissen zur Vorbereitung der Gemeinderatsentscheidungen und die in § 8 ge-
nannten Angelegenheiten beschlieBenden Ausschiissen zur selbststandigen Erledi-
gung. 2Er kann sich die Behandlung und Entscheidung im Einzelfall vorbehalten, wenn
das die Bedeutung der Angelegenheit erfordert;.

8 2 - AUFGABENBEREICH DES GEMEINDERATS

Der Gemeinderat ist inshesondere fir folgende Angelegenheiten zustandig:

1. die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsanderungen der Gemeinde und
zu Anderungen des Namens der Gemeinde oder eines Gemeindeteils (Art. 2 und
11 GO),

2. die Entscheidung lber Ehrungen, insbesondere die Verleihung und die Aberken-
nung des Ehrenburgerrechts (Art. 16 GO),

3. die Bildung und die Zusammensetzung der Ausschiisse sowie die Zuteilung der
Aufgaben an diese (Art. 32, 33 GO),

4. die Aufstellung von Richtlinien fur laufende Angelegenheiten nach Art. 37 Abs. 1
Satz 2 GO,

5. die Verteilung der Geschéafte unter die Gemeinderatsmitglieder (Art. 46 Abs. 1
Satz 2 GO),

6. die Wahlen (Art. 51 Abs. 3 und 4 GO),

7. die Beschlussfassung tber Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Gemeinde
der Genehmigung bedarf,

8. Erlass, die Anderung und die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen, aus-
genommen die Bebauungspléne, bei denen der Gemeinderat ab dem Zeitpunkt nach
dem Aufstellungsbeschluss die Zustandigkeit des Bau- und Ortsplanungsausschus-
ses oder des Umwelt-, Energie- und Verkehrsausschusses fur das weitere Bebau-
ungsplanverfahren beschlief3t, sowie alle drtlichen Bauvorschriften im Sinn des Art.
81 BayBO, auch in den Féllen des Art. 81 Abs. 2 BayBO;
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9. die Beschlussfassung Uber die allgemeine Regelung der Beziige der Gemeinde-
bediensteten und Uber beamten-, besoldungs-, versorgungs- und disziplinarrechtliche
Angelegenheiten der Bilrgermeister oder Birgermeisterinnen, soweit nicht das Ge-
setz uber kommunale Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen oder das Bayerische Diszip-
linargesetz etwas anderes bestimmen,

10. die Beschlussfassung uber die Haushaltssatzung und Uber die Nachtragshaushalts-
satzungen (Art. 65 und 68 GO),

11. die Beschlussfassung Uber den Finanzplan (Art. 70 GO),

12. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlisse der Eigenbetriebe
und der Krankenhauser mit kaufmannischem Rechnungswesen sowie die Beschluss-
fassung Uber die Entlastung (Art. 102 GO),

13. die Entscheidungen im Sinne von Art. 96 Abs. 1 Satz 1 GO Uber gemeindliche Unter-
nehmen,

14. die hinsichtlich der Eigenbetriecbe dem Gemeinderat im Ubrigen gesetzlich vor-
behaltenen Angelegenheiten (Art. 88 GO),

15. die Bestellung und die Abberufung der Leitung und Stellvertretung des Rechnungs-
prufungsamts und der Prifer oder Priferinnen (Art. 104 Abs. 3 GO) sowie die Be-
nennung und Abberufung des oder der behdrdlichen Datenschutzbeauftragten,

16. die Entscheidung Uber die Zulassigkeit eines Birgerbegehrens (Art. 18 a Abs. 8
GO) und die Durchfiihrung eines Blirgerentscheids (Art. 18 a Abs. 2, Abs. 10 GO),

17. die allgemeine Festsetzung von Gebuhren, Tarifen und Entgelten,

18. die Entscheidung uber Ernennung, Beftrderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung
an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung der Beamten und Beam-
tinnen ab Besoldungsgruppe A 9, soweit diese Befugnisse nicht auf einen Ausschuss
Ubertragen sind,

19. die Entscheidung Uber Einstellung, Hohergruppierung (nicht nur voribergehende
Ubertragung einer hoherwertigen Tatigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an
einen Dritten, Beschaftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen ab Entgeltgruppe 9¢ des TV6D oder ab einem ent-
sprechenden Entgelt, soweit diese Befugnisse nicht auf einen Ausschuss lbertragen
sind,

20. die Entscheidung Uber Altersteilzeit der Gemeindebediensteten,

21. die Beschlussfassung uber die Beteiligung an Zweckverb&dnden und, soweit hoheitli-
che Befugnisse tbertragen werden, tber den Abschluss von Zweckvereinbarungen,

22. die grundsatzlichen Angelegenheiten gemeindlicher Planungen, z.B. der Bauleit-
planung (Flachennutzungsplanung und Bebauungsplanung), der Ortsplanung, der
Landschaftsplanung und der Landesplanung, der Gewdasserplanung und gemeinde-
Ubergreifender Planungen und Projekte, ausgenommen die ausdricklich auf Aus-
schisse Ubertragenen Angelegenheiten,

23. die Namensgebung flur Stral3en, Schulen und sonstige 6ffentliche Einrichtungen,

24. der Vorschlag, die Entsendung und die Abberufung von Vertretern der Gemeinde in
andere Organisationen und Einrichtungen,
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25. die Beschlussfassung tber die Vereinbarung einer kommunalen Partnerschaft,

26. die grundsatzlichen Angelegenheiten gemeindlich verwalteter Stiftungen, insbesonde-
re Anderungen des Stiftungszwecks,

27. die Angelegenheiten der Sparkassen, soweit die Gemeinde als Trager zur Mitwirkung
betroffen ist,

28. die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens fir Bauvorhaben mit Wohn- und
Geschéftsnutzung ab sechs Wohn/-Geschéftseinheiten.

Il. Die Gemeinderatsmitglieder
8§ 3 - RECHTSSTELLUNG DER EHRENAMTLICHEN GEMEINDE-
RATSMITGLIEDER, BEFUGNISSE

(1) Gemeinderatsmitglieder Gben ihre Tatigkeit nach ihrer freien, nur durch die Rucksicht
auf das offentliche Wohl bestimmten Uberzeugung aus und sind an Auftrége nicht ge-
bunden.

(2) Fur die allgemeine Rechtsstellung der Gemeinderatsmitglieder (Teilnahmepflicht,
Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, Ausschluss wegen
personlicher Beteiligung, Geltendmachung von Ansprichen Dritter, Ablehnung, Nie-
derlegung und Verlust des Amtes) gelten die Art. 48 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 bis 3, Art.
56a, Art. 49, 50, 48 Abs. 3 GO sowie Art. 47 bis Art. 49 Gemeinde- und Landkreis-
wahlgesetz.

(3) Der Gemeinderat kann zur Vorbereitung seiner Entscheidungen durch besonderen
Beschluss einzelnen seiner Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete (Referate) zur Be-
arbeitung zuteilen und sie insoweit mit der Uberwachung der gemeindlichen Verwal-
tungstatigkeit betrauen (Art. 46 Abs. 1 Satz 2, Art. 30 Abs. 3 GO). 2Die Burgermeiste-
rin kann Referenten/Beauftragte dartiber hinaus in die Angelegenheiten deren Refera-
tes/Aufgabengebiets einbeziehen. 3Eine Verpflichtung seitens der Referenten, dies
wahrzunehmen, besteht nicht. “Der Gemeinderat kann die Beauftragung durch Be-
schluss widerrufen.

(4) Zur Ausibung von Verwaltungsbefugnissen sind Gemeinderatsmitglieder nur berech-
tigt, soweit ihnen die erste Blrgermeisterin im Rahmen der Geschéftsverteilung nach
Anhorung der weiteren Blrgermeister oder Bilrgermeisterinnen einzelne ihrer Befug-
nisse (88 12 bis 16) Ubertragt (Art. 39 Abs. 2 GO).

(5) 'Gemeinderatsmitglieder, die eine Tatigkeit nach Absatz 3 oder 4 ausiiben, haben ein
Recht auf Akteneinsicht und umfassende Information innerhalb ihres Aufgabenbe-
reichs. 2Zur Vorbereitung von Tagesordnungspunkten der nachsten Sitzung erhalt je-
des Gemeinderatsmitglied nach vorheriger Terminvereinbarung das Recht zur Einsicht
in die entscheidungserheblichen Unterlagen, sofern Griinde der Geheimhaltung nicht
entgegenstehen. °Im Ubrigen haben Gemeinderatsmitglieder ein Recht auf Aktenein-
sicht, wenn sie vom Gemeinderat durch Beschluss mit der Einsichthahme beauftragt
werden. “Das Verlangen zur Akteneinsicht ist gegentber der ersten Burgermeisterin
geltend zu machen, soweit diese nicht durch entsprechende Dienstanweisung ein di-
rektes Informationsrecht auch gegeniiber der sonstigen Verwaltung eingerdumt hat.

84 - UMGANG MIT DOKUMENTEN UND ELEKTRONISCHEN MEDIEN
(1) 'Der Verschwiegenheitspflicht unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente
sind so aufzubewahren, dass sie dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. 2Im
Umgang mit solchen Dokumenten beachten die Gemeinderatsmitglieder Geheimhal-
tungsinteressen und den Datenschutz. *Werden diese Dokumente fir die Tatigkeit als
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Gemeinderatsmitglied nicht mehr bendtigt, sind sie zuriickzugeben oder datenschutz-
konform zu vernichten bzw. zu l6schen.

(2) Beschlussvorlagen sind interne Ausarbeitungen der Verwaltung fiir den Gemeinderat.
2Eine Veroffentlichung der Beschlussvorlagen und weiterer Sitzungsunterlagen durch
Gemeinderatsmitglieder ist nur zulassig, wenn die erste Birgermeisterin und der Ge-
meinderat unter Berlicksichtigung des Datenschutzes zugestimmt haben und die Unter-
lagen nur Tatsachen enthalten, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner
Geheimhaltung bedurfen. *Die Verdffentlichung von Beschlussvorlagen und weiteren
Sitzungsunterlagen zu nichtéffentlichen Sitzungen ist nicht zulassig.

(3) Die Gemeinderatsmitglieder, die Uber die technischen Voraussetzungen zum Versen-
den und Empfangen elektronischer Post verfiigen, konnen der ersten Burgermeisterin
schriftlich eine elektronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des § 25
Ubersandt bzw. von der Antrage im Sinne des § 26 versandt werden.

(4) 'Die Nutzung elektronischer Medien wahrend der Sitzung darf nur erfolgen, soweit
durch sie eine aktive Sitzungsteilnahme nicht gefahrdet und der Sitzungsverlauf nicht
gestort wird. 2Fur die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Gemeinderatsmit-
glieder gelten 8 20 Abs. 2 Satze 3 und 4 entsprechend.

8 5 - FRAKTIONEN, AUSSCHUSSGEMEINSCHAFTEN
(1) *Gemeinderatsmitglieder kénnen sich zur Erreichung gemeinsamer Ziele zu Fraktio-
nen zusammenschlieRen. 2Eine Fraktion muss mindestens 2 Mitglieder haben. °Die
Bildung und Bezeichnung der Fraktionen sowie deren Vorsitzende und ihre Stellvertre-
tung sind der ersten Birgermeisterin mitzuteilen; diese unterrichtet den Gemeinderat.
4Satz 3 gilt entsprechend fir wahrend der Wahlzeit eintretende Anderungen des Stér-
keverhaltnisses der Fraktionen und Gruppen (Art. 33 Abs. 3 GO).

(2) Einzelne Gemeinderatsmitglieder und kleine Gruppen oder Fraktionen, die aufgrund
ihrer eigenen Starke keine Vertretung in den Ausschissen erreichen wirden, kénnen
sich zur Entsendung gemeinsamer Vertreter in die Ausschiisse zusammenschliel3en
(Ausschussgemeinschaften; Art. 33 Abs. 1 Satz 5 GO).

[Il. Die Ausschisse
1. Allgemeines
§ 6 - BILDUNG, VORSITZ, AUFLOSUNG

(1) In den Ausschussen nach § 2 der Satzung zur Regelung von Fragen des 6rtlichen
Gemeindeverfassungsrechts sind die den Gemeinderat bildenden Fraktionen und
Gruppen unter Berlcksichtigung von Ausschussgemeinschaften gemaf ihren Vor-
schlagen nach dem Verhaltnis ihrer Starke vertreten (Art. 33 Abs. 1 Satz 2 GO). ?Die
Sitze werden nach dem Verfahren Hare-Niemeyer verteilt. *Dabei wird die Zahl der
Gemeinderatssitze jeder Fraktion, Gruppe oder Ausschussgemeinschaft mit der Zahl
der zu vergebenden Ausschusssitze multipliziert und durch die Gesamtzahl der Ge-
meinderatssitze geteilt. *Jede Fraktion, Gruppe oder Ausschussgemeinschaft erhalt
zunachst so viele Sitze, wie ganze Zahlen auf sie entfallen. °Die weiteren zu verge-
benden Sitze sind in der Reihenfolge der héchsten Zahlenbruchteile, die sich bei der
Berechnung nach Satz 3 ergeben, auf die Fraktionen, Gruppen oder Ausschussge-
meinschaften zu verteilen. °®Haben Fraktionen oder Gruppen den gleichen Anspruch
auf einen Ausschusssitz, so entscheidet die gro3ere Zahl der bei der Gemeinde-
ratswahl auf die Wahlvorschlage der betroffenen Parteien oder Wahlergruppen ab-
gegebenen Stimmen; bei Beteiligung einer Ausschussgemeinschaft entscheidet das
Los (Alternative Losentscheid: ®Haben Fraktionen, Gruppen oder Ausschussgemein-
schaften den gleichen Anspruch auf einen Ausschusssitz, so entscheidet das Los).
"Wird durch den Austritt oder Ubertritt von Gemeinderatsmitgliedern das urspriingli-
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che Starkeverhaltnis der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen und Gruppen ver-
andert, so sind diese Anderungen nach den Séatzen 2 bis 5 auszugleichen (Art. 33
Abs. 3 Satz 1 GO); haben danach Fraktionen, Gruppen oder Ausschussgemein-
schaften den gleichen Anspruch auf einen Ausschusssitz, so entscheidet das Los.

(2) Fur jedes Ausschussmitglied werden fur den Fall seiner/ihrer Verhinderung auf Vor-
schlag der Fraktion, Gruppe oder Ausschussgemeinschaft ein oder zwei Stellvertre-
ter oder Stellvertreterinnen in einer bestimmten Reihenfolge namentlich bestellt.

(3) Den Vorsitz in den Ausschissen fihrt die erste Blrgermeisterin, einer ihrer Stell-
vertreter oder ein vom Gemeinderat bestimmtes Gemeinderatsmitglied (Art. 33 Abs.
2 GO). ZIst die den Vorsitz ibernehmende Person bereits Mitglied des Ausschusses,
nimmt deren Vertreter fur die Dauer der Ubertragung den Sitz im Ausschuss ein (Art.
33 Abs. 2 Satz 2 GO). ®Den Vorsitz im Rechnungsprifungsausschuss fihrt ein vom
Gemeinderat bestimmtes Ausschussmitglied (Art. 103 Abs. 2 GO).

(4) Der Gemeinderat kann Ausschisse jederzeit auflosen (Art 32 Abs. 5 GO); das gilt
nicht fir Ausschiisse, die gesetzlich vorgeschrieben sind.

2. Aufgaben der Ausschisse
8§ 7 - VORBERATENDE AUSSCHUSSE

(1) Vorberatende Ausschiisse haben die Aufgabe, die ihnen lbertragenen Gegenstande
fur die Beratung in der Vollversammlung des Gemeinderats vorzubereiten und einen
Beschlussvorschlag zu unterbreiten. 2Beruihrt eine Angelegenheit das Arbeitsgebiet
mehrerer vorberatender Ausschiisse, kénnen diese zu gemeinsamen Sitzungen zu-
sammentreten.

(2) Es werden folgende vorberatende Ausschisse mit nachstehendem Aufgabenbereich
gebildet:

1. Rechnungsprifungsausschuss mit allen hier anfallenden Aufgaben

2. Haupt-, Finanz- und Werkausschuss mit der Aufgabe der Vorberatung des Haus-
halts

3. Bau- und Ortsplanungsausschuss mit der Aufgabe Empfehlungsbeschliisse an
den Gemeinderat fiir die ihm zugewiesenen Vorhaben zu fassen.

4. Umwelt- Energie- und Verkehrsausschuss mit diesen Aufgaben:

a) Grundsatzliche Fragen des StralRenverkehrs, Verkehrsplanungen einschliel3-
lich Bebauungsplan- und Flachennutzungsplanverfahren,

b) Grundsatzliche Fragen des Energiemanagements, Klimaschutz, Umweltschutz

§ 8 - BESCHLIERENDE AUSSCHUSSE

(1) BeschlieRende Ausschiisse erledigen die ihnen (bertragenen Angelegenheiten
selbststandig anstelle des Gemeinderats.

(2) 'Die Entscheidungen beschlieBender Ausschisse stehen unbeschadet Art. 88 GO
unter dem Vorbehalt der Nachpriifung durch den Gemeinderat. 2Eine Nachpriifung
muss nach Art. 32 Abs. 3 GO erfolgen, wenn die erste Burgermeisterin oder ihr Stell-
vertreter im Ausschuss, ein Drittel der stimmberechtigten Ausschussmitglieder oder
ein Viertel der Gemeinderatsmitglieder die Nachprufung durch den Gemeinderat bean-
tragt. 3Der Antrag muss schriftlich, spatestens am siebten Tag nach der Ausschusssit-
zung bei der ersten Birgermeisterin eingehen. “Soweit Beschlisse die Rechte Dritter
berthren, werden sie erst nach Ablauf einer Frist von einer Woche wirksam.

(3) Die beschlieRenden Ausschiisse haben im Einzelnen folgende Aufgabenbereiche:
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1. Haupt-, Finanz- und Werkausschuss:

a) Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen fir die Gemeinde, soweit sie
keinem anderen Ausschuss Ubertragen sind:

— die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln bis zu einem Betrag von 100.000 €
im Einzelfall,

— der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der
Vollziehung von Abgaben, insbesondere von Steuern, Beitragen und Ge-
bihren sowie von sonstigen Forderungen bis zu folgenden Betrdgen im
Einzelfall:

- Erlass 5.000,00 €
- Niederschlagung 25.000,00

- Stundung 50.000,00 €

- Aussetzung  der  Vollziehung
50.000,00 €

— die Entscheidung Uber Uberplanmafiige Ausgaben bis zu einem Betrag von
25.000,00 € und Uber aulRerplanmalfige Ausgaben bis zu einem Betrag von
12.500,00 € im Einzelfall, soweit sie unabweisbar sind und die Deckung
gewahrleistet ist (Art. 66 Abs. 1 Satz 1 GO),

— Entscheidungen jeder Art mit finanziellen Auswirkungen fur die Gemeinde,
insbesondere der Abschluss von Vertradgen und sonstiger Rechtsgeschafte
sowie die Wahrnehmung von Rechten und Pflichten der Gemeinde, bis zu
einem Betrag oder — falls dieser nicht feststeht — einer Wertgrenze oder ei-
nem geschatzten Auftragswert von 10.000,00 €,

— die Gewahrung von Zuschussen, auch in der Form unentgeltlicher Nut-
zungsulberlassung von Raumen, an Vereine und Verbande bis zu einem
Betrag von 3.000,00 € je Einzelfall,

— Grundsétze fur Geldanlagen, fur Kreditaufnahmen und fir den An- und
Verkauf von Wertpapieren,

b) personenbezogene Entscheidungen, zu denen die Gemeinde in sonstiger
Weise berufen ist, z. B. Bestéatigung des Feuerwehrkommandanten oder der
Feuerwehrkommandantin, Vorschlag von Schoéffen und Schoéffinnen usw.,

c) Abschluss von Zweckvereinbarungen ohne Befugnistibertragungen,

d) In besonderen Situationen Tagung als Ferienausschuss. Die Funktion als Feri-
enausschuss tritt in einer vom Gemeinderat festgelegten Ferienzeit ein sowie
durch Beschluss fiir aufRergewthnlichen Lagen (z. B. Infektionsschutzmal3-
nahmen).

soweit nicht die erste Burgermeisterin dafir zustandig ist.
2. Bau- und Ortsplanungsausschuss:

a) Ab Ubertragung durch den Gemeinderat das gesamte Verfahren zum Erlass,
Anderung und Aufhebung von Bebauungsplanen und sonstigen Satzungen
nach den Vorschriften des ersten Kapitels des Baugesetzbuchs sowie aller 6rt-
lichen Bauvorschriften im Sinn des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung, auch
in den Fallen des Art. 81 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung,
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b) Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens und sonstiger Zustimmungen zu
Bauvorhaben mit Wohn- und Geschéaftsnutzung von drei bis sechs Wohn-
/Geschéftseinheiten

c) Wahrnehmung der Beteiligtenrechte in Raumordnungs- und Planfeststellungs-
verfahren sowie in der Bauleitplanung anderer Gemeinden,

d) Umlegungsverfahren, Grenzregelungsverfahren,

e) im Rahmen seiner Zusténdigkeit der Abschluss von stadtebaulichen Vertragen
und ErschlieBungsvertragen,

soweit nicht die erste Blrgermeisterin daflr zustandig ist.
3. Umwelt- Energie und Verkehrsausschuss:
a) Entscheidungen tber Widmungen nach Stral3en- und Wegerecht,

b) Angelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes einschlieBlich Umweltver-
traglichkeitsprifungen,

c) Entscheidungen in Mobilfunkangelegenheiten einschlie3lich Bebauungsplan-
und Flachennutzungsplanverfahren,

d) Angelegenheiten des StraRen-, Briicken- und Kanalbaus,
e) Angelegenheiten der Land- und Forstwirtschatt,

f) Fragen des StraRenverkehrs, Verkehrsplanungen einschlie3lich Bebauungs-
plan- und Flachennutzungsplanverfahren, im Einzelfall

g) Fragen des Energiemanagements, Klimaschutz, Umweltschutz im Einzelfall
soweit nicht die erste Blrgermeisterin selbststandig entscheidet.
(4) Bei wiederkehrenden Leistungen ist flir die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 3

der Zeitraum mafRgeblich, fir den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeit-
raum nicht bestimmbar, so ist der finffache Jahresbetrag anzusetzen.

§ 9 - RECHNUNGSPRUFUNGSAUSSCHUSS

Der Rechnungsprifungsausschuss prift die Jahresrechnung und gegebenenfalls die Jah-
resabschlisse der Eigenbetriebe (6rtliche Rechnungsprifung, Art. 103 Abs. 1 GO).

IV. Die erste Blrgermeisterin
1. Aufgaben

§ 10 - VORSITZ IM GEMEINDERAT

(1) 'Die erste Burgermeisterin fuhrt den Vorsitz im Gemeinderat (Art. 36 GO). 2Sie bereitet
die Beratungsgegenstande vor und beruft die Sitzungen ein (Art. 46 Abs. 2 GO). 3In den
Sitzungen leitet sie die Beratung und die Abstimmung, handhabt die Ordnung und bt
das Hausrecht aus (Art. 53 Abs. 1 GO).

(2) 'Halt die erste Burgermeisterin Entscheidungen des Gemeinderats oder eines be-
schlielenden Ausschusses fir rechtswidrig, verstandigt sie den Gemeinderat oder den
Ausschuss von ihrer Auffassung und setzt den Vollzug vorlaufig aus. ?Wird die Ent-
scheidung aufrechterhalten, fihrt sie die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehdrde
herbei (Art. 59 Abs. 2 GO).
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8§11 - LEITUNG DER GEMEINDEVERWALTUNG, ALLGEMEINES

(1) 'Die erste Burgermeisterin leitet und verteilt im Rahmen der Geschaftsordnung die
Geschéfte (Art. 46 Abs. 1 GO). 2Sie kann dabei einzelne ihrer Befugnisse den weite-
ren Blrgermeistern und Bilrgermeisterinnen, nach deren Anhérung auch einem Ge-
meinderatsmitglied und in den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung Bedienste-
ten der Gemeinde Ubertragen (Art. 39 Abs. 2 GO). 3Geschaftsverteilung und Befugnis-
regelung sollen Ubereinstimmen.

(2) ‘Die erste Burgermeisterin vollzieht die Beschlisse des Gemeinderats und seiner
Ausschisse (Art. 36 GO). 2Uber Hinderungsgriinde unterrichtet sie den Gemeinderat
oder den Ausschuss unverziglich.

(3) 'Die erste Birgermeisterin fuihrt die Dienstaufsicht tber die Gemeindebediensteten
und Ubt die Befugnisse der Dienstvorgesetzten gegeniber den Gemeindebeamten
und Gemeindebeamtinnen aus (Art. 37 Abs. 4, Art. 43 Abs. 3 GO). 2Art. 88 Abs. 3
Satz 3 GO bleibt unberihrt.

(4) 'Die erste Birgermeisterin verpflichtet die weiteren Blrgermeister und Blirgermeiste-
rinnen schriftlich, alle Angelegenheiten geheim zu halten, die im Interesse der Sicher-
heit oder anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik oder eines ihrer Lander Unbe-
fugten nicht bekannt werden durfen. 2In gleicher Weise verpflichtet sie Gemeinde-
ratsmitglieder und Gemeindebedienstete, bevor sie mit derartigen Angelegenheiten
befasst werden (Art. 56a GO).

§ 12 - EINZELNE AUFGABEN

(1) Die erste Blrgermeisterin erledigt in eigener Zustandigkeit:

1. die laufenden Angelegenheiten, die fir die Gemeinde keine grundséatzliche Bedeu-
tung haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 37 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 GO),

2. die den Gemeinden durch ein Bundesgesetz oder auf Grund eines Bundesgeset-
zes Ubertragenen hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der Verteidigung ein-
schlie3lich des Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevdlkerung, soweit
nicht fir haushalts- oder personalrechtliche Entscheidungen der Gemeinderat zu-
standig ist (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO),

3. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder ei-
nes ihrer Lander geheim zu halten sind (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO),

4. die ihr vom Gemeinderat nach Art. 37 Abs. 2 Satz 1 GO Ubertragenen Angelegen-
heiten,

5. die Entscheidung Uber die Ernennung, Befdorderung, Abordnung, Versetzung, Zu-
weisung an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten
und Beamtinnen bis zur Besoldungsgruppe A 8 (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO),

6. die Entscheidung uber die Einstellung, H6hergruppierung (nicht nur voriiberge-
hende Ubertragung einer hoherwertigen Tétigkeit), Abordnung, Versetzung, Zu-
weisung an einen Dritten, Beschéaftigung mittels Personalgestellung und Entlas-
sung von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen bis zur Entgeltgruppe 9b des
TVOD oder bis zu einem entsprechenden Entgelt (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO),

7. die voriibergehende Ubertragung einer hoher zu bewertenden Tatigkeit auf einen
Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin im Geltungsbereich des TV6D oder eines
entsprechenden Tarifvertrags,
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8. dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschafte (Art. 37 Abs. 3 GO),

9. die Aufgaben als Vorsitzende des Verwaltungsrats selbststandiger Kommunalun-
ternehmen des o6ffentlichen Rechts (Art. 90 Abs. 3 Satz 2 GO),

10. die Vertretung der Gemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform (Art. 93 Abs. 1
GO).

(2) Zu den Aufgaben der ersten Blrgermeisterin gehdren insbesondere auch:
1. in Personalangelegenheiten der Gemeindebediensteten:
a) der Vollzug zwingender gesetzlicher oder tarifrechtlicher VVorschriften,
b) Entscheidungen im Zusammenhang mit Nebentatigkeiten.
2. in allen Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen fir die Gemeinde:
a) die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln

— im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Richtlinien
des Gemeinderats, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und Hoéhe
festgelegt sind,

— im Ubrigen bis zu einem Betrag von 50.000,00 € im Einzelfall,

b) der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Voll-
ziehung von Abgaben, insbesondere von Steuern, Beitragen und Geblihren
sowie von sonstigen Forderungen bis zu folgenden Betréagen im Einzelfall:

- Erlass 2.500,00 €
- Niederschlagung 12.500,00 €
- Stundung 25.000,00 €

- Aussetzung der Vollziehung 25.000,00
€

c) die Entscheidung Uber UberplanméRige Ausgaben bis zu einem Betrag von
12.500,00 € und Uber auBerplanmafige Ausgaben bis zu einem Betrag von
6.250,00 € im Einzelfall, soweit sie unabweisbar sind und die Deckung gewahr-
leistet ist (Art. 66 Abs. 1 Satz 1 GO),

d) Handlungen oder Unterlassen jeder Art mit Auswirkungen fir die Gemeinde,
insbesondere der Abschluss von Vertragen und sonstiger Rechtsgeschatfte
sowie die Wahrnehmung von Rechten und Pflichten der Gemeinde, bis zu ei-
nem Betrag oder — falls dieser zum Zeitpunkt der Handlung oder des Unterlas-
sens nicht feststeht — einer Wertgrenze oder einem geschéatzten Auftragswert
von 50.000,00 €,

e) Nachtrage zu Vertrdgen und Rechtsgeschéften, die einzeln oder zusammen
die urspringlich vereinbarte Auftragssumme um nicht mehr als 10% uberstei-
gen,

f) die Gewahrung von Zuschissen, auch in der Form unentgeltlicher Nutzungs-

Uiberlassung von Raumen, an Vereine, Organisationen, Gruppen, Initiativen
und Verbande bis zu einem Betrag von 2.000,00 € je Einzelfall.
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3. in allgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten:

a) die Behandlung von Rechtsbehelfen einschlieZlich Abhilfeverfahren, die Abga-
be von Prozesserklarungen einschlie3lich Klageerhebung, Einlegung von
Rechtsmitteln und Abschluss von Vergleichen sowie die Erteilung des Mandats
an einen Prozessbevollméchtigten oder eine Prozessbevollmachtigte, wenn
die finanzielle Auswirkung auf die Gemeinde bzw., falls diese nicht bestimm-
bar, der Streitwert voraussichtlich 25.000,00 € nicht Ubersteigt und die Angele-
genheit keine grundsétzliche Bedeutung hat,

b) Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises, soweit sie nicht dem
Gemeinderat oder einem Ausschuss vorbehalten sind (88 2, 8), insbesondere
Staatsangehorigkeits- und Personenstandswesen, Meldewesen, Wahlrecht
und Statistik, Gesundheits- und Veterindrwesen, 6ffentliches Versicherungs-
wesen, Lastenausgleich.

4. in Bauangelegenheiten:

a) die Abgabe der Erklarung der Gemeinde nach Art. 58 Abs. 2 Nr. 4 bzw. die
Mitteilung nach Art. 58 Abs. 3 Satz 4 BayBO;

b) die Behandlung der Anzeige nach Art. 57 Abs. 5 Satz 2 BayBO;
c) die Erteilung bzw. Verweigerung des gemeindlichen Einvernehmens

- bei erneuten ortsaufsichtlichen Stellungnah-
men zu Vorhaben, die bereits vom Bau- und Ortsplanungsausschuss be-
handelt wurden und nur geringfligige Anderungen vorgenommen wurden;

- zu Bauantragen, fur die ein genehmigter
Vorbescheid vorliegt und die dem Vorbescheid im Wesentlichen entspre-
chen;

- zu Bauantréagen fur geringfligige Erweiterung
baulicher Anlagen;

- zu Antragen auf Verlangerung von Bauge-
nehmigungen und Vorbescheiden;

- zu Bebauungsplanen benachbarter Gemein-
den, wenn Belange der Gemeinde Tutzing nicht betroffen sind;

- zu Wohngebauden bis max. zwei Wohnein-
heiten im Innenbereich (8§ 34 BauGB);

- im Geltungsbereich eines Bebauungsplans
nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans
nach 8 30 Abs. 2 BauGB, soweit das Vorhaben ohne bzw. mit geringfiigi-
gen Ausnahmen und Befreiungen nach 8 31 BauGB zulassig ist.

- zu eigenen Vorhaben der Gemeinde

- zu unwesentlichen Nutzungsanderungen
und Nutzungsénderungen im unerheblichen Umfang

- sonstigen kleineren Vorhaben wie z.B. Frei-
flachengestaltungsplanen privater Bauvorhaben.

Uber die Erteilung des Einvernehmens zu den 3 letzten Aufzahlungspunkten wird
der Bau- und Ortsplanungsausschuss in seiner jeweils folgenden Sitzung infor-
miert.
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d) die Abgabe der Stellungnahme nach Art. 64 Abs. 1 Satz 2 BayBO fur bauliche
Anlagen die keine Gebaude sind, mit einer Héhe bis zu 10 m

e) die Zulassung von isolierten Abweichungen im Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1
BayBO;

f) die Erteilung von Negativzeugnissen nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB;

g) die Entscheidung lber die Ubertragung kommunaler Entwéasserungsanlagen,
die nicht bereits in der Ubertragungsvereinbarung aus dem Jahre 2013 an den
Abwasserverband Starnberger See ubertragen wurden, ggf. unter Berlcksich-
tigung eines Wertausgleichs nach MaRgabe der Ubertragungsvereinbarung
und die Entscheidung tiber einen Nachtrag zur Ubertragungsvereinbarung fiir
den Fall, dass Entwésserungsanlagen - gleich aus welchen Grinden - fehler-
haft an den Verband tbergeben wurden.

5. in Grundsticksangelegenheiten:

a) der Abschluss von Verpflichtungs- und Verfugungsgeschéften tber Grundstu-
cke und grundsticksgleiche Rechte bis zu einer Wertgrenze von 15.000,00 €
im Einzelfall;

b) die Abgabe von Erklarungen Uber dingliche Rechte bis zu einer Wertgrenze
von 15.000,00 € im Einzelfall, wenn dadurch grundsatzliche Rechte der Ge-
meinde nicht gefahrdet werden;

c) der Abschluss von Miet- und Pachtvertragen, wenn die Gegenleistung
15.000,00 € Uber den gesamten Miet- und Pachtzeitraum nicht Ubersteigt und
die Vertrage nicht auf mehr als 10 Jahre unkiindbar abgeschlossen werden;

d) die Messungsanerkennung und die Auflassung bei bereits genehmigten Ver-
tragen, wenn die Abweichung nicht mehr als 15.000,00 € betragt;

e) die Abgabe von Erklarungen tber dingliche Rechte und Vormerkungen, insbe-
sondere Rangricktrittserklarungen, Erteilung von Freigaben und Ldschungs-
bewilligungen fur dingliche Rechte, die zugunsten der Gemeinde Tutzing an
fremden Grundstiicken bestellt sind.

Der Abschluss von Vertragen und die Abgabe von Erklarungen nach den Buchst.
a-e) gehort auch dann ohne Berticksichtigung der Wertgrenze oder der sonstigen
Bedeutung zu den Aufgaben der ersten Blrgermeisterin, wenn der Gemeinderat
der ersten Burgermeisterin einen Auftrag hierzu erteilt hat, die Rahmenbedingun-
gen dabei beschrieben hat (Vertragspartner, ungefahre GréRe und Lage, Preis-
rahmen) und hiervon nur unwesentlich, d. h. von Zahlenwerten oder Fristen nicht
mehr als 15 %, abgewichen wird.

6. in Verkehrsangelegenheiten, soweit nicht der Umwelt- Energie und Verkehrsaus-
schuss zustandig ist.

(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist fur die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 2
der Zeitraum mal3geblich, fur den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeit-
raum nicht bestimmbar, so ist der funffache Jahresbetrag anzusetzen.

(4) Soweit die Aufgaben nach Absatz 2 nicht unter Art. 37 Abs. 1 Satz 1 GO fallen, wer-
den sie hiermit der ersten Blrgermeisterin gemaf Art. 37 Abs. 2 GO zur selbststandi-
gen Erledigung tbertragen.
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813 - VERTRETUNG DER GEMEINDE NACH AUREN
(1) Die Befugnis der ersten Burgermeisterin zur Vertretung der Gemeinde nach auf3en bei
der Abgabe von rechtserheblichen Erklarungen (Art. 38 Abs. 1 GO) beschrénkt sich
auf den Vollzug der einschlagigen Beschliisse des Gemeinderats und der beschlie-
Renden Ausschusse, soweit die erste Burgermeisterin nicht gemaf 8 13 zum selbst-
standigen Handeln befugt ist.

(2) Die erste Burgermeisterin kann im Rahmen ihrer Vertretungsbefugnis unter Beachtung
des Art. 39 Abs. 2 GO anderen Personen Vollmacht zur Vertretung der Gemeinde er-
teilen.

8 14 - ABHALTEN VON BURGERVERSAMMLUNGEN
(1) Die erste Birgermeisterin beruft mindestens einmal jahrlich, auf Verlangen des Ge-
meinderats auch 6fter, eine Bilrgerversammiung ein (Art. 18 Abs. 1 GO). 2Den Vorsitz
in der Versammlung fuhrt die erste Blirgermeisterin oder ein von ihr bestellter Vertre-
ter bzw. eine Vertreterin.

(2) Auf Antrag von Gemeindebirgern und Gemeindebirgerinnen nach Art. 18 Abs. 2 GO
beruft die erste Birgermeisterin dartiber hinaus eine weitere Birgerversammlung ein,
die innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags bei der Gemeinde stattzu-
finden hat.

8 15 - SONSTIGE GESCHAFTE
Die Befugnisse der ersten Blrgermeisterin, die au3erhalb der Gemeindeordnung gesetz-
lich festgelegt sind (z. B. Wahrnehmung der standesamtlichen Geschafte, Aufnahme von
Nottestamenten usw.), bleiben unberihrt.

2. Stellvertretung
§ 16 - WEITERE BURGERMEISTER UND BURGERMEISTERINNEN,
WEITERE STELLVERTRETUNG, AUFGABEN

(1) Die erste Burgermeisterin wird im Fall ihrer Verhinderung von der zweiten Blrgermeis-
terin und, wenn diese ebenfalls verhindert ist, vom dritten Blirgermeister vertreten (Art.
39 Abs. 1 Satz 1 GO).

(2) Fur den Fall gleichzeitiger Verhinderung der Birgermeister und Blrgermeisterinnen
bestimmt der Gemeinderat aus seiner Mitte gemaf Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO das ver-
fligbare am lebensalteste Mitglied des Gemeinderates als weiteren Stellvertreter.

(3) Der Stellvertreter oder die Stellvertreterin bt im Verhinderungsfall die gesamten ge-
setzlichen und geschéaftsordnungsméfigen Befugnisse der ersten Birgermeisterin
aus.

(4) 'Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn die zu vertretende Person aus tatsachlichen
oder rechtlichen Griinden, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vor-
laufiger Dienstenthebung oder persdnlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, ihr Amt
auszutben. 2Ist die zu vertretende Person bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der
Lage, die Amtsgeschéfte auszulben und bei Bedarf wieder rechtzeitig vor Ort zu sein,
liegt ein Fall der Verhinderung nicht vor.

V. Beteiligung und Information der Offentlichkeit

§ 17 — UNTERSTUTZENDE GREMIEN

(1) Der Gemeinderat kann bei der Erledigung der Aufgaben im Gemeindegebiet unter-
stiitzende Gremien einrichten und diese hinzuziehen.

(2) Unterstitzende Gremien sind grundsatzlich ehrenamtlich und selbsténdig tatig.
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B. Der Geschéftsgang
l. Allgemeines
§ 18 - VERANTWORTUNG FUR DEN GESCHAFTSGANG

(1) *Gemeinderat und erste Birgermeisterin sorgen fiir den ordnungsgemafien Gang der
Geschafte, insbesondere fir den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften im eigenen
und im Ubertragenen Wirkungskreis und fur die Durchflihrung der gesetzméaRigen An-
ordnungen und Weisungen der Staatsbehorden. 2Sie schaffen die dazu erforderlichen
Einrichtungen (Art. 56 Abs. 2, Art. 59 Abs. 1 GO).

(2) Eingaben und Beschwerden der Gemeindeeinwohner an den Gemeinderat (Art. 56
Abs. 3 GO) werden durch die Verwaltung vorbehandelt und sodann dem Gemeinderat
oder dem zustandigen beschlieRenden Ausschuss vorgelegt. 2Eingaben, die in den
Zustandigkeitsbereich der ersten Burgermeisterin fallen, erledigt diese in eigener Zu-
standigkeit; in bedeutenden Angelegenheiten unterrichtet sie den Gemeinderat.

8§19 - SITZUNGEN, BESCHLUSSFAHIGKEIT
(1) Der Gemeinderat beschlie3t in Sitzungen (Art. 47 Abs. 1 GO). 2Eine Beschlussfas-
sung durch mindliche Befragung au3erhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren
ist ausgeschlossen.

(2) Der Gemeinderat ist beschlussfahig, wenn samtliche Mitglieder ordnungsgemal’ gela-
den sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47
Abs. 2 GO).

(3) Wird der Gemeinderat wegen Beschlussunfahigkeit in einer friiheren Sitzung infolge
einer nicht ausreichenden Zahl anwesender Mitglieder zum zweiten Mal zur Verhand-
lung Uber denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Ricksicht auf die
Zahl der Erschienenen beschlussfahig. ?Bei der zweiten Einladung muss auf diese
Bestimmung hingewiesen werden (Art. 47 Abs. 3 GO).

8 20 - OFFENTLICHE SITZUNGEN
(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind offentlich, soweit nicht Rucksichten auf das
Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Anspriiche Einzelner entgegenstehen
(Art. 52 Abs. 2 GO).

(2) 'Die offentlichen Sitzungen des Gemeinderats sind allgemein zuganglich, soweit der
fur die Zuhorerschaft bestimmte Raum ausreicht. 2Fir die Medien ist stets eine ange-
messene Zahl von Platzen freizuhalten. 3Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bedrfen
der Zustimmung des oder der Vorsitzenden und des Gemeinderats; sie sind auf Ver-
langen eines einzelnen Mitglieds hinsichtlich seiner Person zu unterlassen. “Ton- und
Bildaufnahmen von Gemeindebediensteten und sonstigen Sitzungsteilnehmern sind
nur mit deren Einwilligung zulassig.

(3) Zuhoérende, welche die Ordnung der Sitzung stéren, kdnnen durch den Vorsitzenden
oder die Vorsitzende aus dem Sitzungssaal gewiesen werden (Art. 53 Abs. 1 GO).

8§ 21 - NICHTOFFENTLICHE SITZUNGEN

(1) YIn nichtoffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:

1. Personalangelegenheiten in Einzelfallen,
2. Rechtsgeschafte in Grundsticksangelegenheiten,

3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen,
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4. Vergabe von Bauauftrédgen und Leistungen,

5. Haushaltsberatungen des Haupt-, Finanz- und Werkausschusses
6. Beratungen lUber Ehrungen

2AuRerdem werden in nichtoffentlicher Sitzung behandelt:

1. Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises, deren nichtoffentliche Be-
handlung im Einzelfall von der Aufsichtsbehérde verfigt ist,

2. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben
oder nach der Natur der Sache erforderlich ist.

(2) 1Zu nichtoffentlichen Sitzungen koénnen im Einzelfall durch Beschluss Personen, die
dem Gemeinderat nicht angehoren, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit
fur die Behandlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist. 2Diese
Personen sollen zur Verschwiegenheit nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Verpflichtungsgesetz
verpflichtet werden.

(3) Die in nichtoffentlicher Sitzung gefassten Beschlusse gibt die erste Blrgermeisterin
der Offentlichkeit bekannt, sobald die Grinde fur die Geheimhaltung weggefallen sind
(Art. 52 Abs. 3 GO).

Il. Vorbereitung der Sitzungen
8§ 22 - EINBERUFUNG

(1) Die erste Burgermeisterin beruft die Gemeinderatssitzungen ein, wenn die Geschéfts-
lage es erfordert oder wenn ein Viertel der Gemeinderatsmitglieder es schriftlich oder
elektronisch unter Bezeichnung des Beratungsgegenstandes beantragt (Art. 46 Abs. 2
Satze 2 und 3 GO). 2Nach Beginn der Wabhlzeit und im Fall des Art. 46 Abs. 2 Satz 3
GO beruft sie die Gemeinderatssitzung so rechtzeitig ein, dass die Sitzung spatestens
am 14. Tag nach Beginn der Wahlzeit oder nach Eingang des Verlangens bei ihr statt-
finden kann (Art. 46 Abs. 2 Satz 4 GO).

(2) Die Gemeinderatssitzungen finden grundsatzlich im Sitzungssaal des Rathauses am
ersten Dienstag im Monat statt. 2Sie beginnen in der Regel um 19 Uhr, Ausschusssit-
zungen finden grundsatzlich dienstags um 17 Uhr statt, soweit nicht anderes vom ent-
sprechenden Gremium bestimmt wird. 3In der Einladung (§ 24) kann im Einzelfall et-
was anderes bestimmt werden.

8§ 23 - TAGESORDNUNG
(1) Die erste Burgermeisterin setzt die Tagesordnung fest. 2Rechtzeitig eingegangene
Antrage (8 25) von Gemeinderatsmitgliedern setzt die erste Birgermeisterin moglichst
auf die Tagesordnung der nachsten Sitzung. 3Ist das nicht moglich, sollen die Antrage
in jedem Fall innerhalb von 2 Monaten auf die Tagesordnung einer Gemeinderatssit-
zung gesetzt werden. “Spatestens nach 3 Monaten sind Antrage auf die Tagesord-
nung zu setzen. °Eine materielle Vorprifung findet nicht statt.

(2) lIn der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstande einzeln und inhaltlich konkreti-
siert zu benennen, damit es den Gemeinderatsmitgliedern ermdglicht wird, sich auf die
Behandlung der jeweiligen Gegenstande vorzubereiten. 2Soweit die Konkretisierungen
schutzwirdige Daten enthalten, sollten diese den Gemeinderatsmitgliedern regelma-
Rig gesondert zur Verfigung gestellt werden. 3Das gilt sowohl fiir 6ffentliche als auch
far nichtoffentliche Gemeinderatssitzungen.
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ie Tagesordnung fir 6ffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit

3) Die T d fur offentliche Si ist j il Angab 0] d Zei
der Sitzung spatestens am 3. Tag vor der Sitzung ortsuiblich bekannt zu machen
(Art. 52 Abs. 1 GO). 2Die Tagesordnung nichtoffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt
gemacht.

(4) Den ortlichen Medien soll die Tagesordnung jeder 6ffentlichen Sitzung rechtzeitig mit-
geteilt werden.

§ 24 - FORM UND FRIST FUR DIE EINLADUNG

(1) Die Gemeinderatsmitglieder werden schriftlich unter Beifligung der Tagesordnung
oder mit ihrem Einverstandnis elektronisch zu den Sitzungen eingeladen. 2Im Falle ei-
ner elektronischen Einladung werden der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch
eine E-Mail und die Tagesordnung durch einen mit dieser E-Mail versandten Link auf
ein in einem technisch individuell gegen Zugriffe Dritter geschiitzten Bereich (Ratsin-
formationssystem) eingestelltes und abrufbares Dokument mitgeteilt. Die Tagesord-
nung kann bis spétestens zum Ablauf des 3. Tages vor der Sitzung ergénzt werden.
4Im Falle von technischen Problemen, kann die Ladung ausnahmsweise auch schrift-
lich erfolgen. °Im Falle von Satz 4 werden die Mitglieder des Gemeinderats entspre-
chend informiert.

(2) Im Falle der elektronischen Ladung geht die Tagesordnung zu, wenn die E-Mail nach
Absatz 1 Satz 2 im elektronischen Briefkasten des Empfangers oder bei seinem Pro-
vider abrufbar eingegangen und Ublicherweise mit der Kenntnisnahme zu rechnen ist.

(3) Der Tagesordnung sollen umfassende weitere Unterlagen zu den Beratungsgegen-
standen beigefiigt werden, sofern das sachdienlich ist und Gesichtspunkte der Ver-
traulichkeit sowie des Datenschutzes nicht entgegenstehen. 2Soll der Gemeinderat zu
einem Tagesordnungspunkt einen Beschluss fassen, so soll grundsatzlich ein Be-
schlussvorschlag mit der Ladung versendet werden. 3Die weiteren Unterlagen werden
grundsétzlich nur elektronisch im Ratsinformationssystem im Sinne von Absatz 1 Satz
1 zur Verfligung gestellt.

(4) Die Ladungsfrist betragt 5 Tage; sie kann in dringenden Fallen auf 3 Tage verkurzt

werden. 2Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Be-
rechnung der Frist nicht mitgerechnet.

§ 25 - ANTRAGE

(1) *Antrage, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich oder elektro-
nisch zu stellen und ausreichend zu begriinden. ?Bei elektronischer Ubermittlung sind
Geheimhaltungsinteressen und der Datenschutz zu beachten; schutzwirdige Daten
sind durch De-Mail oder in verschlisselter Form zu tbermitteln. 2Antrage sollen spa-
testens am 10. Arbeitstag vor der Sitzung bei der ersten Birgermeisterin eingereicht
werden. *Soweit ein Antrag mit Ausgaben verbunden ist, die im Haushaltsplan nicht
vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag enthalten.

(2) Verspatet eingehende oder erst unmittelbar vor oder wahrend der Sitzung gestellte
Antrége kdnnen nachtraglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn

1. die Angelegenheit dringlich ist und der Gemeinderat der Behandlung mehrheitlich
zustimmt oder

2. samtliche Mitglieder des Gemeinderats anwesend sind und kein Mitglied der Be-
handlung widerspricht.
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(3) Antrage zur Geschaftsordnung, z. B. Nichtbefassungsantrage, Zuruckziehung eines
Antrags u. &., oder einfache Sachantrage, z. B. Anderungsantrage, kbnnen auch wah-
rend der Sitzung und ohne Beachtung der Form gestellt werden.

lll. Sitzungsverlauf
§ 26 - EROFFNUNG DER SITZUNG

(1) Der oder die Vorsitzende erdffnet die Sitzung. 2Er oder sie stellt die ordnungsgemaRie
Ladung der Gemeinderatsmitglieder sowie die Beschlussfahigkeit des Gemeinderats
fest und erkundigt sich nach Einwanden gegen die Tagesordnung. 3Ferner lasst er
oder sie Uber die Genehmigung der Niederschrift Gber die vorangegangene offentliche
Sitzung, falls sie mit der Einladung verschickt wurde, abstimmen.

(2) Die Niederschrift tber die vorangegangene nichtoffentliche Sitzung wird zu Beginn
des nichtoffentlichen Teils zur Einsicht flr die Gemeinderatsmitglieder aufgelegt und in
Umlauf gesetzt. 2Spatestens zum Schluss der Sitzung soll tiber die Genehmigung der
Niederschrift abgestimmt werden (Art. 54 Abs. 2 GO).

8§ 27 - EINTRITT IN DIE TAGESORDNUNG

(1) Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten
Reihenfolge behandelt. 2Die Reihenfolge kann durch Beschluss geandert werden.

(2) Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtoffentlicher Sitzung behandelt werden (8§ 21), so
wird dariiber vorweg unter Ausschluss der Offentlichkeit beraten und entschieden
(Art. 52 Abs. 2 Satz 2 GO). 2Wird von vornherein zu einer nichttffentlichen Sitzung
eingeladen, gilt die Behandlung in nichtoffentlicher Sitzung als gebilligt, wenn und so-
weit nicht der Gemeinderat anders entscheidet.

(3) Der oder die Vorsitzende oder eine von ihm oder ihr mit der Berichterstattung beauf-
tragte Person tragt den Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und er-
lautert ihn. 2Anstelle des mindlichen Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwie-
sen werden.

(4) Zu Tagesordnungspunkten, die in einem Ausschuss behandelt worden sind, ist der
Beschluss des Ausschusses bekannt zu geben.

(5) 'Soweit erforderlich, konnen auf Entscheidung des oder der Vorsitzenden oder auf
Beschluss des Gemeinderats Sachverstandige zugezogen und gutachtlich gehort
werden. Entsprechendes gilt fiir sonstige sachkundige Personen.

§ 28 - BERATUNG DER SITZUNGSGEGENSTANDE

(1) Nach der Berichterstattung, gegebenenfalls nach dem Vortrag der Sachverstandigen,
eroffnet der oder die Vorsitzende die Beratung.

(2) Mitglieder des Gemeinderats, die nach den Umstanden annehmen mussen, von der
Beratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen
personlicher Beteiligung (Art. 49 Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor
Beginn der Beratung dem oder der Vorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen.
2Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunkte dieser Art wahrend der Beratung erkennbar
werden. *Das wegen personlicher Beteiligung ausgeschlossene Mitglied hat wahrend
der Beratung und Abstimmung seinen Platz am Beratungstisch zu verlassen; es kann
bei oOffentlicher Sitzung im Zuh6rerraum Platz nehmen, bei nichtéffentlicher Sitzung
verlasst es den Raum.

(3) 1Sitzungsteilnehmer dirfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen von dem oder der
Vorsitzenden erteilt wird. 2Der oder die Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge
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der Wortmeldungen. 3Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet der oder die Vorsit-
zende Uber die Reihenfolge. “Bei Wortmeldungen ,zur Geschéaftsordnung” ist das Wort
aufRer der Reihe sofort zu erteilen. >Zuhérenden kann das Wort nicht erteilt werden.

(4) *Redner und Rednerinnen sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an den
Gemeinderat. 2Die Redebeitrage missen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt
beziehen.

(5) 'Wahrend der Beratung Uber einen Antrag sind nur zulassig:
1. Antrage zur Geschaftsordnung,

2. Zusatz- oder Anderungsantrage oder Antrage auf Zuriickziehung des zu beraten-
den Antrags.

2Uber Antrage zur Geschaftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache
selbst findet insoweit nicht statt.

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die Beratung von dem oder der Vor-
sitzenden geschlossen.

(7) 'Bei VerstoRR gegen die vorstehenden Regeln zu Redebeitragen ruft der oder die Vor-
sitzende zur Ordnung und macht die betreffende Person auf den Verstol3 aufmerk-
sam. 2Bei weiteren VerstoRen kann der oder die Vorsitzende ihr das Wort entziehen.

(8) Mitglieder des Gemeinderats, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stéren, kann der
oder die Vorsitzende mit Zustimmung des Gemeinderats von der Sitzung ausschlie-
Ren. 2Uber den Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet der Gemeinderat (Art.
53 Abs. 2 GO).

(9) Der oder die Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe
und Ordnung im Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden kon-
nen. 2Eine unterbrochene Sitzung ist spatestens am nachsten Tag fortzuftihren; einer
neuerlichen Einladung hierzu bedarf es nicht. 3Die Beratung ist an dem Punkt fortzu-
setzen, an dem die Sitzung unterbrochen wurde. “Der oder die Vorsitzende gibt Zeit
und Ort der Fortsetzung bekannt.

8 29 - ABSTIMMUNG
(1) *Nach Durchfiihrung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf ,Schluss der
Beratung" schlie3t der oder die Vorsitzende die Beratung und lasst Uber den Bera-
tungsgegenstand abstimmen. 2Er oder sie vergewissert sich zuvor, ob die Beschluss-
fahigkeit (8 19 Abs. 2 und 3) gegeben ist.

(2) Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird Gber sie in der nachstehenden Rei-
henfolge abgestimmt:

1. Antrage zur Geschaftsordnung,

2. Antrage, die mit dem Beschluss eines Ausschusses Ubereinstimmen; Uber sie ist
vor allen anderen Antragen zum gleichen Beratungsgegenstand abzustimmen,

3. weitergehende Antrage; das sind die Antrage, die voraussichtlich einen grof3eren
Aufwand erfordern oder einschneidendere Malinahmen zum Gegenstand haben,

4. friher gestellte Antrage vor spater gestellten, sofern der spatere Antrag nicht unter
die Nrn. 1 bis 3 fallt.
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(3) *Grundsatzlich wird tber jeden Antrag insgesamt abgestimmt. 2Uber einzelne Teile
eines Antrags wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder der oder
die Vorsitzende eine Teilung vornimmt.

(4) Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. 2Der oder die Vorsitzende for-
muliert die zur Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit ,ja" oder ,nein" beant-
wortet werden kann. 3Grundsatzlich wird in der Reihenfolge ,ja" - ,nein" abgestimmt.

(5) Beschliisse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss
des Gemeinderats durch namentliche Abstimmung, mit einfacher Mehrheit der Ab-
stimmenden gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben
ist. 2Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 GO); wird dadurch
ein ausnahmsweise negativ formulierter Antrag abgelehnt, bedeutet dies nicht die Be-
schlussfassung Uber das Gegenteil. *Kein Mitglied des Gemeinderats darf sich der
Stimme enthalten (Art. 48 Abs. 1 Satz 2 GO).

(6) Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende
zu zahlen. 2Das Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt
zu geben; dabei ist festzustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist.

(7) *Uber einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die
Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht alle
Mitglieder, die an der Abstimmung teilgenommen haben, mit der Wiederholung ein-
verstanden sind. 2In einer spéateren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes
vorgesehen, ein bereits zur Abstimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbeson-
dere dann erneut behandelt werden, wenn neue Tatsachen oder neue gewichtige Ge-
sichtspunkte vorliegen und der Beratungsgegenstand ordnungsgemal auf die Tages-
ordnung gesetzt wurde.

8 30 - WAHLEN
(1) Fur Entscheidungen des Gemeinderats, die in der Gemeindeordnung oder in anderen
Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, gilt Art. 51 Abs. 3 GO, soweit in
anderen Rechtsvorschriften nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) *Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln vorgenommen. 2Ungliltig
sind insbesondere Neinstimmen, leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den
Namen des Gewahlten nicht eindeutig ersehen lassen oder aufgrund von Kennzei-
chen oder &hnlichem das Wahlgeheimnis verletzen kénnen.

(3) 'Gewabhlt ist, wer mehr als die Halfte der abgegebenen giltigen Stimmen erhalt. 2Ist
mindestens die Halfte der abgegebenen Stimmen ungdiltig, ist die Wahl zu wiederho-
len. 3Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen gultig und erhalt niemand mehr als
die Halfte der abgegebenen gultigen Stimmen, findet Stichwahl unter den beiden sich
bewerbenden Personen mit den hochsten Stimmenzahlen statt. “Haben im ersten
Wahlgang mehr als zwei Personen die gleiche hiochste Stimmenzahl, wird die Wahl
wiederholt. ®Haben mehrere Personen die gleiche zweithéchste Stimmenzahl, ent-
scheidet das Los dariiber, wer von ihnen in die Stichwahl kommt. ®Bei Stimmengleich-
heit in der Stichwahl entscheidet gleichfalls das Los.

8§ 31 - ANFRAGEN

Die Gemeinderatsmitglieder konnen in jeder Sitzung nach Erledigung der Tagesordnung
an den Vorsitzenden oder die Vorsitzende Anfragen Uber solche Gegenstande richten, die
in die Zustandigkeit des Gemeinderats fallen und nicht auf der Tagesordnung stehen.
2Nach Moglichkeit sollen der oder die Vorsitzende oder anwesende Gemeindebedienstete
solche Anfragen sofort beantworten. 3Ist das nicht moglich, so werden sie in der nachsten
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Sitzung oder schriftlich beantwortet. “Eine Aussprache lber Anfragen findet in der Sitzung
grundsatzlich nicht statt.

8§ 32 - BEENDIGUNG DER SITZUNG
(1) Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schlie3t der oder die
Vorsitzende die Sitzung. Eine Gemeinderatssitzung sollte grundsatzlich nicht langer
als bis 22:00 Uhr andauern.

(2) Die Ausschusssitzungen sollten grundsatzlich nicht langer als 3 Stunden dauern.

IV. Sitzungsniederschrift
8§ 33 - FORM UND INHALT

(1) *Uber die Sitzungen des Gemeinderats werden Niederschriften gefertigt, deren Inhalt
sich nach Art. 54 Abs. 1 GO richtet. 2Die Niederschriften werden getrennt nach 6ffent-
lichen und nichtoffentlichen Tagesordnungspunkten gefiihrt. 3Niederschriften sind
jahrgangsweise zu binden.

(2) Als Hilfsmittel fur das Anfertigen der Niederschrift kénnen Tonaufnahmen gefertigt
werden. 2Der Tontrager ist unverzuglich nach Genehmigung der Niederschrift zu 16-
schen und darf AuBenstehenden nicht zuganglich gemacht werden.

(3) lst ein Mitglied des Gemeinderats bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist dies
in der Niederschrift besonders zu vermerken. 2Jedes Mitglied kann verlangen, dass in
der Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat (Art. 54 Abs. 1 Satz 3 GO).

(4) Die Niederschrift ist von dem oder der Vorsitzenden und von dem Schriftfihrer oder
der Schriftfiihrerin zu unterzeichnen und vom Gemeinderat zu genehmigen (Art. 54
Abs. 2 GO).

(5) Neben der Niederschrift werden Anwesenheitslisten gefihrt.

8 34 - EINSICHTNAHME UND ABSCHRIFTERTEILUNG
(1) In die Niederschriften Uber 6ffentliche Sitzungen kénnen alle Gemeindeburger und
Gemeindebirgerinnen Einsicht nehmen; dasselbe gilt fur auswarts wohnende Perso-
nen hinsichtlich ihres Grundbesitzes oder ihrer gewerblichen Niederlassungen im Ge-
meindegebiet (Art. 54 Abs. 3 Satz 2 GO).

(2) *Gemeinderatsmitglieder kénnen jederzeit die Niederschriften tber offentliche und
nichtéffentliche Sitzungen einsehen und sich Abschriften der in 6ffentlicher Sitzung ge-
fassten Beschlisse erteilen lassen (Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Abschriften von Be-
schlissen, die in nichtoffentlicher Sitzung gefasst wurden, kdnnen sie verlangen,
wenn die Grinde fur die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 i. V. m. Art.
54 Abs. 3 Satz 1 GO).

(3) Niederschriften tber offentliche Sitzungen sollen den Gemeinderatsmitgliedern im
Ratsinformationssystem zur Verfiigung gestellt werden. 2Gleiches gilt fur Beschlisse,
die in nichtoffentlicher Sitzung gefasst wurden, wenn die Grinde fir die Geheimhal-
tung weggefallen sind.

(4) Die Absétze 1 und 2 gelten auch fur Niederschriften friherer Wahlzeiten.
(5) In Rechnungsprufungsangelegenheiten kénnen die Gemeinderatsmitglieder jederzeit

die Berichte Uber die Prufungen einsehen (Art. 102 Abs. 4 GO); Abschriften werden
nicht erteilt.
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V. Geschaftsgang der Ausschisse

8 35 - ANWENDBARE BESTIMMUNGEN
(1) *Fur den Geschaftsgang der Ausschiisse gelten die 88 18 bis 34 sinngemaR.
2Gemeinderatsmitglieder, die einem Ausschuss nicht angehoren, erhalten die Ladun-
gen zu den Sitzungen nebst Tagesordnung nachrichtlich.

(2) *Mitglieder des Gemeinderats konnen in der Sitzung eines Ausschusses, dem sie
nicht angehéren, nur als Zuhdrende anwesend sein. ?Berat ein Ausschuss Uber den
Antrag eines Gemeinderatsmitglieds, das diesem Ausschuss nicht angehért, so gibt
der Ausschuss ihm Gelegenheit, seinen Antrag miindlich zu begriinden. 3Satz 1 und 2
gelten fur offentliche und nichtoffentliche Sitzungen.

VI. Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen
8§ 36 - ART DER BEKANNTMACHUNG

(1) tsatzungen und Verordnungen werden dadurch amtlich bekannt gemacht, dass sie in
der Verwaltung der Gemeinde zur Einsichtnahme niedergelegt werden und die Nieder-
legung durch Anschlag an den Gemeindetafeln bekanntgegeben wird. 2Der Anschlag
wird an den Gemeindetafeln erst angebracht, wenn die Satzung oder Verordnung in
der Verwaltung niedergelegt ist. *Er wird an allen Gemeindetafeln angebracht und fri-
hestens nach 14 Tagen wieder abgenommen. “Es wird schriftlich festgehalten, wann
der Anschlag angebracht und wann er wieder abgenommen wurde; dieser Vermerk
wird zu den Akten genommen.

(2) Wird eine Satzung oder Verordnung ausnahmsweise aus wichtigem Grund auf eine
andere in Art. 26 Abs. 2 GO bezeichnete Art amtlich bekannt gemacht, so wird hierauf
durch Anschlag an allen Gemeindetafeln hingewiesen.

(3) Die Gemeinde unterhélt folgende Gemeindetafeln:
1. Rathaus Tutzing, Kirchenstral3e, Eingang alte Rathaustiire
2. Ortsteil Traubing, Briickenweg

(4) Unabhéangig von der Bekanntmachung erfolgt zu einem geeigneten Zeitpunkt eine
Veroffentlichung der Lesefassung auf der Internetseite der Gemeinde.

C. Schlussbestimmungen
§ 37 - ANDERUNG DER GESCHAFTSORDNUNG

Vorstehende Geschéftsordnung kann durch Beschluss des Gemeinderats geéndert wer-
den.

8 38 - VERTEILUNG DER GESCHAFTSORDNUNG
Jedem Mitglied des Gemeinderats ist ein Exemplar der Geschéftsordnung auszuhandi-
gen. 2Im Ubrigen liegt die Geschaftsordnung zur allgemeinen Einsicht in der Verwaltung
der Gemeinde auf.

8 39 - INKRAFTTRETEN
!Diese Geschaftsordnung tritt mit Wirkung vom 10. Juli 2020 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die
Geschaftsordnung vom 13. Oktober 2014 unter Beriicksichtigung der Anderungen vom
11. Juni 2015, 17. Mai 2018, 10. Mai 2019 und 24. Juni 2019 aul3er Kraft.

einstimmig beschlossen Ja: 18 Nein: 0 Anwesend: 18
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| TOP 5 Zuteilung von Referaten/Aufgabengebieten an Gemeinderatsmitglieder

Beschluss:
Der Gemeinderat beschliel3t folgende Referate/Aufgabengebiete:

Referat/Aufgabengebiet Bewerber
Soziales/Senioren/Wohnungswesen Frau Krug

Sanierung und Denkmal sowie Ortsgeschichte Frau Knittl

Umwelt und Energie Herr Pfitzner

Schulen und Bildungseinrichtungen Frau von Jordan-Marstrander
Kindergarten/Hort Frau Doll

Mobilitat Frau Weichmann
Verkehrssicherheit Herr Schotter
Wasserversorgung/Bauhof Herr Parstorfer
Wirtschaft/Gewerbe/Handwerk/Tourismus Herr Dr. Behrens-Ramberg
Ortsplanungsreferat Herr Feldhitter
Jugend/Sport/Freizeit Herr Piesch
Liegenschaften Herr Ehgartner

Kultur Frau Dorrenberg

Vereine und Ehrenamt Herr Horn

Rechtsreferent Herr Dr. Lindl

Das Referat/Aufgabengebiet ,Wohnen und Bauen® wird in einer der nachsten Sitzungen be-
handelt.

einstimmig beschlossen Ja: 18 Nein: 0 Anwesend: 18

Erlass einer Satzung uber die Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte der

Vel & Gemeinde Tutzing

Beschluss:
Der Gemeinderat erlasst folgende Satzung:

Satzung

Uber die Benutzung der Obdachlosenunterkunft der Ge-
meinde Tutzing (Obdachlosenunterkunftsbenutzungssat-
zung)

Die Gemeinde Tutzing erlasst aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 der
Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO), in der Fassung der Bekanntmachung
vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt ge&ndert durch § 5 Abs. 2
des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBI. S. 737), folgende Satzung:

l. Allgemeines

§1
Offentliche Einrichtung — Zweckbestimmung

(1) Zur voriibergehenden Unterbringung Obdachloser unterhalt die Gemeinde Tutzing dafiir be-
stimmte und geeignete Raume als Obdachlosennotunterkiinfte.

(2)  Die Gemeinde betreibt Notunterkunftsrdume in Form einer Gemeinschaftsunterkunft in der
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Deutenbergstral3e 2 in Tutzing als 6ffentliche Einrichtung. Sie dient insbesondere dazu, ob-
dachlosen Personen, denen es nicht gelingt, sich selbst anderweitig Unterkunft zu verschaffen
und bei denen alle anderen Hilfsmittel erschépft sind, eine voribergehende Unterkunft einfa-
cher Art zu gewabhrleisten.

(3)  Obdachlosenunterkiinfte im Sinne dieser Satzung sind auch Gebaude, Wohnungen und R&u-
me, in die der Betroffene von der Gemeinde Tutzing eingewiesen wird.

§2
Begriff der Obdachlosigkeit

(1) Obdachlos im Sinn dieser Satzung ist,
1. wer ohne Unterkunft ist,
2. wem der Verlust seiner standigen oder voriibergehenden Unterkunft unmittelbar droht,
3. wessen Unterkunft nach objektiven Anforderungen derart unzureichend ist, dass sie kei-

nen menschenwirdigen Schutz vor den Unbilden der Witterung bietet oder die Benutzung
der Unterkunft mit gesundheitlichen Gefahren verbunden ist,

4. und wer nicht in der Lage ist, fiir sich, seinen Ehegatten oder eingetragenen Lebens-
partner(in) und seine nach § 1602 BGB unterhaltsberechtigten Angehdérigen, mit denen er
gewodhnlich zusammenlebt, aus eigenen Kréften eine Unterkunft zu beschaffen.

(2)  Obdachlos im Sinn dieser Satzung ist nicht,
1. wer freiwillig ohne Unterkuntft ist,
2. wer zwar wohnungslos ist aber sich anderweitig eine, wenn auch nur vorilbergehende,
Unterkunft verschafft hat oder verschaffen kann.
3. wer sich als Minderjahriger dem Bestimmungskreis der Personensorgeberechtigten ent-
zogen hat und deshalb nach § 42 SGB VIII in die Obhut des Jugendamtes zu nehmenist.

Il. Benutzung der Unterkiinfte

§3
Aufnahme in eine Notunterkunft und Begriindung eines 6ffentlich-rechtlichen Nut-
zungsverhaltnisses

1. Raume in der Notunterkunft dirfen auf Antrag nur von Personen bezogen werden, deren Auf-
nahme die Gemeinde schriftlich verfligt hat (Benutzer). Ein Rechtsanspruch auf die Unterbrin-
gung in einer bestimmten Unterkunft oder auf Zuweisung von Raumen bestimmter Art und
GroRe besteht nicht.

2. Antragsteller und Benutzungsberechtigte sind verpflichtet, der Gemeinde wahrheitsgemafie
Auskinfte Gber ihre Einkommens-, Vermégens- und Familienverhaltnisse zu geben und die
Angaben zu belegen.

3. Durch die Aufnahme in die Notunterkunft wird ein 6ffentlich-rechtliches Nutzungsverhaltnis be-
grundet. Ein privatrechtliches Mietverhéltnis wird durch die Aufnahme nicht begriindet.

4, Die Benutzung ist gebuihrenpflichtig. Die ndheren Einzelheiten regelt eine gesonderte Gebih-
rensatzung.

d. Die Aufnahme kann befristet, stets widerruflich sowie unter Auflagen und Bedingungen ange-

ordnet werden. Insbesondere kann die Auflage gemacht werden, dass die Notunterkunftsrau-
me innerhalb einer bestimmten Frist zu beziehen oder zu raumensind.

6. In den Raumen der Notunterkunft kbnnen ein oder mehrere Benutzer gleichen Geschlechts,
auch wenn sie nicht verwandt oder verschwagert sind, aufgenommen werden. Sie besteht aus
einzelnen Wohnraumen und gemeinschaftlich zu benutzende Réaume, insbesondere Kiiche,
Bad und WC.

8§84
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Nachweis der arztlichen Untersuchung

Vor Aufnahme hat der Antragsteller von sich aus auf mégliche Gefahrdungen anderer Be-
nutzer (durch ansteckende Krankheiten usw.) hinzuweisen. Unbeschadet hiervon kann die
Gemeinde bei diesbezlglichen konkreten Anhaltspunkten vor der Aufnahme den Nachweis
durch ein arztliches Zeugnis verlangen, dass arztliche Bedenken gegenuber der Benutzung
der Einrichtung nicht bestehen.

85
Benutzung der Uberlassenen Raume und Hausrecht
1. Die als Notunterkunft iberlassenen Raume dirfen nur vom Benutzer und den mit ihm einge-
wiesenen Personen und nur zu Wohnzwecken genutzt werden.
2. Der Benutzer der Unterkunft ist verpflichtet, die ihm zugewiesenen Rdume samt dem Uberlas-

senen Zubehdr und die Gemeinschaftsrdume pfleglich zu behandeln und fiir eine pflegliche
Behandlung durch die mit ihm eingewiesenen Personen Sorge zu tragen. Nach Beendigung
des Benutzungsverhaltnisses sind diese in dem Zustand herauszugeben, in dem sie bei Be-
ginn ibernommen wurden.

3. Veranderungen an der zugewiesenen Unterkunft und dem Uberlassenen Zubehdr dirfen nur
mit ausdricklicher Zustimmung der Gemeinde vorgenommen werden.
4, Bei vom Benutzer ohne Zustimmung der Gemeinde vorgenommenen baulichen oder sonsti-

gen Veranderungen kann die Gemeinde diese auf Kosten des Benutzers beseitigen und den
friheren Zustand wieder herstellen lassen.

5. Sollten die Benutzer der Obdachlosenunterkunft durch ihr Verhalten dazu beitragen, dass die
anfallenden Nebenkosten (z. B. fiir Strom, Wasser, Heizung) unverhaltnismafig hoch sind und
erheblich Uber den festgesetzten Pauschalbetrégen liegen, so haben sie fir die tatsachlich
entstandenen Kosten aufzukommen. Die Gemeinde kann die erhfhten Betrédge anhand von
Durchschnittswerten oder Schatzungen erheben.

5. Die Gemeinde kann dartber hinaus die erforderlichen MaRnahmen ergreifen, um den Einrich-
tungszweck zu erreichen.
6. Die Beauftragten der Gemeinde sind geman Art. 24 Abs. 3 der Gemeindeordnung fur den

Freistaat Bayern (GO) berechtigt, die Unterklinfte in angemessenen Abstanden werktags in
der Zeit von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr zu betreten. Bei Gefahr im Verzug kann jede Unterkunft
jederzeit betreten werden.

§6
Allgemeine Pflichten

1. Die Benutzungsberechtigten haben sich im Bereich der Unterkunftsraume und dem gesamten
Gebaude so zu verhalten, dass niemand geschadigt, gefahrdet oder in sonstiger Weise in sei-
nen Belangen mehr als unvermeidbar beeintrachtigt wird. Vor allem besteht die Verpflichtung
zur Wahrung des Hausfriedens und zur Bewahrung von Ruhe und Ordnung, zur Erhaltung der
Uberlassenen Wohngelegenheit in einwandfreiem Zustand, zur Einhaltung der mit der Benut-
zungsgenehmigung erteilten Auflagen und zur Einhaltung einer eventuell ausgegebenen
Hausordnung. In der Zeit von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr gilt die Nachtruhe.

2. Sie sind verpflichtet, die UnterkunftsrAume samt dem uberlassenen Zubehdr im Rahmen der
durch ihre bestimmungsgeméaie Verwendung bedingten Abnutzung instand zu halten und fur
ausreichende Liftung und Heizung der Uberlassenen Unterkunft zu sorgen. Dient die Einrich-
tung mehreren Benutzern, so haben sie die Reinigung im wdchentlichen Wechsel vorzuneh-
men.

3. Bestandteile und Einrichtungen des Hauses und der Verfigungswohnung, ferner alle Gemein-
schaftseinrichtungen sind schonend zu behandeln und nur zweckentsprechend zu gebrau-
chen. Fir vorsatzlich und grob fahrlassige Beschadigungen, Verunreinigungen und Zerstérung
ist in jedem Fall Schadensersatz zu leisten. Daneben haften die Schadenverursacher
gesamtschuldnerisch.
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Die Benutzer sind verpflichtet, Schaden an der Obdachlosenunterkunft, insbesondere den Un-
terkunftsraumen und den Gemeinschaftseinrichtungen sowie das Auftreten von Ungeziefer
unverziglich der Gemeinde anzuzeigen.

Ausbesserungen, bauliche Veranderungen und sonstige Vorkehrungen, die zur Erhaltung der
Obdachlosenunterkunft, der Gefahrenabwehr oder zur Beseitigung von Schaden erforderlich
sind oder der Modernisierung dienen, bedirfen keiner Zustimmung der Benutzer. Diese haben
die betreffenden Raume nach rechtzeitiger Ankiindigung zugénglich zu machen und die Arbei-
ten nicht zu verhindern oder zu verzégern. Bei drohenden Gefahren ist eine Ankiindigung nicht
notwendig.

Die in eine Obdachlosenunterkunft eingewiesenen Personen sind verpflichtet, Miill und Abfall
regelmafig nach Maf3gabe der in der Gemeinde Tutzing geltenden Vorschriften iber die Ab-
fallentsorgung zu trennen und zu entsorgen.

87
Besondere Pflichten

Den Benutzern ist untersagt:

10.
1.

12.

13.
14.
15.

16.
17.

18.

Die Aufnahme nicht zugewiesener Personen in die Verfigungsunterkunft.

Die Uberlassung der Unterkunft an nicht zugewiesene Personen.

Die ihnen zugewiesenen Raume mit anderen Benutzern ohne vorherige, jederzeit widerrufli-
che, schriftliche Genehmigung der Gemeinde zu tauschen.

Die Raume zu anderen als zu Wohnzwecken, insbesondere zu gewerblichen oder beruflichen
Zwecken zu nutzen.

Bauliche Anderungen vorzunehmen und die Erweiterung oder Anderung der Versorgungslei-
tungen fir Strom und Wasser.

Freiantennen jeglicher Art ohne vorherige, jederzeit widerrufliche, schriftliche Genehmigung
der Gemeinde anzubringen.

Holzoéfen, Olofen, Gasherde, Gasraumheizofen, Elektroofen, Elektroherde und Campingkocher
aufzustellen und zu betreiben. Ausgenommen davon sind die von der Gemeinde
bereitgestellten Gerate.

Das Lagern von Altmaterialien, leicht entziindlichen Stoffen, feuergefahrlichen Gegenstanden
und Stoffen.

Sachen aller Art, inshesondere Fahr- und Motorrader in den Fluren, im Treppenhaus sowie
den Gemeinschaftseinrichtungen abzustellen oder zu lagern.

Kraftfahrzeuge und Motorrader auRerhalb der dafiir vorgesehenen Stellplatzen zu parken.

Auf dem Grundstiick der Obdachlosenunterkunft nicht fahrbereite Kraftfahrzeuge und Motor-
rader abzustellen oder instand zu setzen.

Das Abhalten gerauschvoller Veranstaltungen sowie der ruhestérende Betrieb von Fernseh-,
Radio- und sonstigen Musikgeraten.
Im gesamten Bereich der Unterkunft Tiere zu halten.

Zur Vermeidung von Brandgefahr durfen weder in den Unterkiinften, den KellerrAumen, den
Dachbéden noch auf dem Grundstick, leicht entziindliche und feuergefahrliche Stoffe aufbe-
wahrt werden.

Im gesamten Bereich der Unterkunft (Gebaude, Gemeinschaftsunterkunft und Unterkunfts-
raume) zu rauchen.

Materialien jeglicher Art an den Wanden mit Nageln/Pinnadeln usw. zu befestigen.

Jede Verunreinigung innerhalb und aufRerhalb der Wohnung, insbesondere die Verunreinigung
der Wasserversorgungsanlagen und der Toilette.

Waffen jeglicher Art mitzufiihren.

lll. Anderung und Beendigung des Benutzungsverhaltnisses
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§8
Um- und Ausquartierung

(1)  Die Benutzungsgenehmigung ist in der Regel befristet erteilt. Die Gemeinde kann die Zuwei-
sung der Unterkunft zuriicknehmen oder die Benutzer durch Wegnahme von Raumen in der
Benutzung einschranken oder einer anderen Unterkunftsanlage (auch auBerhalb der Gemein-
de Tutzing) umquartieren, wenn
1. Griinde des 6ffentlichen Wohls vorliegen oder

2. sie in einem schwerwiegenden Fall oder wiederholt trotz Mahnung gegen die Bestimmun-
gen der 88 6 und 7 dieser Satzung verstof3en oder

3. die Unterkunft im Zusammenhang mit Umbau-, Erweiterungs-, Erneuerungs- oder In-
standsetzungsarbeiten gerdaumt werden muss,

4. die Unterkiinfte nicht von allen in der Aufnahme aufgefiinrten Personen bezogen werden
oder sich die Zahl der eingewiesenen Personen vermindert oder

5. der Hausfrieden nachhaltig gestort wird.

(2)  Lasst eine Umquartierung keine Besserung der Verhaltnisse erwarten und liegen die Voraus-
setzungen des Abs. 1 Nr. 2 vor, so kdnnen Benutzer auch ausquartiertwerden.

§9
Beendigung des Benutzungsverhéltnisses

(1)  Die Benutzerinnen/die Benutzer kénnen das Benutzungsverhéltnis ohne Einhalten einer Frist
durch unverzugliche Mitteilung an die Gemeinde Tutzing beenden. Die Zuweisung wird so-
dann zum beantragten Zeitpunkt aufgehoben.

(2)  Das Benutzungsverhaltnis endet bei Tod einer Benutzerin/eines Benutzers mit dem Ablauf des
Tages, an dem der Todesfall eingetreten ist.

(3)  Die Gemeinde Tutzing kann die Zuweisung aufheben, wenn

1. die Benutzerin/der Benutzer ihren/seinen Auskunftspflichten kraft Gesetzes bzw. geméaR §
3 Nr. 2 der Satzung nicht nachkommen, insbesondere wenn er/sie sich weigert, Auskunf-
te Uber ihre/seine Einkommens- und Vermdgensverhaltnisse zu erteilen,

2. die Benutzerin/der Benutzer es unterldsst, sich ernsthaft um einen Wohnraum zu bemi-
hen. Hierlber kénnen von der Gemeinde Tutzing Nachweise verlangt werden,

3. die Benutzerin/der Benutzer sich grundlos weigert, einen Antrag auf Vormerkung fiir eine
offentlich-geférderte Wohnung (Sozialwohnungsantrag) zu stellen, eine andere nachge-
wiesene Wohnung zu zumutbaren Bedingungen selber anzumieten oder wenn er/sie eine
vorgeschlagene Sozialwohnung unberechtigt ablehnt bzw. sich zu Auswahlvorschlagen
flir Sozialwohnungen nicht aulZert,

4. eine Benutzerin/ein Benutzer {iber eigennutzbares oder verwertbares Haus- bzw. Woh-
nungseigentum verfuigt oder sonst wirtschaftlich in der Lage ist, sich selbst mit Wohnraum
zu versorgen. Das ist insbesondere der Fall, wenn die Benutzerin/ der Benutzer Uiber ein
ausreichendes Einkommen verfiigt und keine sonstigen Hinderungsgriinde bestehen. Ein
ausreichendes Einkommen wird angenommen, wenn der Benutzer trotz Aufforderung
sich weigert, Uber seine Einkommensverhaltnisse Auskunft zu erteilen.

5. die Unterkunft von der Antragstellerin/dem Antragsteller bzw. deren/dessen Familienan-
gehorigen nicht bezogen wird oder nicht mehr tatsachlich genutztwird,

6. die Unterkunft nicht von allen in dem Bescheid aufgefiinrten Personen bezogen wird, oder
sich die Zahl der aufgefiihrten Personen vermindert hat,

7. eine Benutzerin/ ein Benutzer sich anderweitig mit Wohnraum versorgt hat,

8. eine Benutzerin/ ein Benutzer ungeachtet einer Abmahnung einen satzungswidrigen oder
sonst pflichtwidrigen Gebrauch der Unterkunft fortsetzt oder wenn eine Benutzerin/ ein
Benutzer schuldhaft in einem solchen Mal ihre/ seine Verpflichtungen verletzt, insbeson-
dere den Hausfrieden so nachhaltig stort, dass der Gemeinde Tutzing oder einem Ver-
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(3)

mieter eine Fortsetzung des Benutzungsverhaltnisses nicht zugemutet werden kann,

9. eine Benutzerin/ein Benutzer die Benutzungsgebiihr nicht oder wiederholt nicht vollstan-
dig oder zu spét entrichtet,

10. Sanierungs-, Modernisierungs-, Abbrucharbeiten oder die Auflésung einer Unterkunft be-
vorstehen,

11. die Gemeinde Tutzing Wohnraum von einem Dritten angemietet hat und diesem gegen-
Uber zur R&umung verpflichtet ist,

12. dies zur Abwehr von Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist,
13. ein sonstiger wichtiger Grund vorliegt.

Vor der Beendigung des Benutzungsverhaltnisses nach Absatz 3 ist die Benutzerin/ der Be-
nutzer schriftlich anzuhéren und auf die Moéglichkeit der Beendigung hinzuweisen.

Soweit die erneute bzw. weitere Unterbringung von Benutzerinnen und Benutzern, deren Be-
nutzungsverhéltnisse nach § 8 Abs. 3 Nrn. 6, 9, 10, 11 und 12 beendet worden ist, erforderlich
ist, kann die Begriindung eines neuen Benutzerverhdltnis in einer anderen Unterkunft erfolgen,
soweit kein eigener Wohnraum zur Verfligung steht.

§10
Raumung und Rickgabe

Bei Beendigung eines Benutzungsverhaltnisses (8 9) oder wenn eine Um- oder Ausquartie-
rung angeordnet ist (§ 8) sind die Uberlassenen Rdume vollstédndig geraumt und sauber zu-
rickzugeben. Alle Schlussel sind der Gemeinde herauszugeben. Andernfalls hat die in die Un-
terkunft eingewiesene Person die Kosten fir die Anbringung neuer Schlésser zu tragen.

Erfullt der Benutzer die Pflichten nach Absatz 1 nicht, kann die Gemeinde nach Ablauf von 3
Tagen anordnen, dass die erforderlichen Arbeiten auf Kosten und Gefahr des Saumigen vor-
genommen werden (Ersatzvornahme). Die zurlickgelassenen Gegenstande werden in diesem
Fall von der Gemeinde in Verwahrung genommen. Zurtickgelassene Gegenstande von gerin-
gem Wert werden als Abfall entsorgt. Werden die in Verwahrung genommenen Sachen spa-
testens 3 Monate nach Beendigung des Nutzungsverhaltnisses nicht abgeholt, wird unwider-
leglich vermutet, dass der Benutzer das Eigentum daran aufgegeben hat. Die Gegenstande
werden dann der Abfallverwertung zugefuhrt.

Die Gemeinde kann ausnahmsweise dem frilheren Benutzer auf Antrag eine den Umstanden
nach angemessene Frist zur Raumung der Obdachlosenunterkunft gewéahren. Durch Gewah-
rung oder Verlangerung von Raumungsfristen wird eine Beendigung des Benutzungsverhalt-
nisses nicht zuriickgenommen.

Im Falle des § 9 Abs. 3 Nrn. 5 bis 7 wird die Wohnung gerdumt und die zurlickgelassenen Ge-
genstande der Abfallverwertung zugefiihrt. 8 10 Abs. 2 gilt hierfiir entsprechend.

§11
Haftung

Die Benutzer haften nach den allgemeinen Bestimmungen fur alle Schaden an dem Gebéaude,
an der Obdachlosenunterkunft, insbesondere an den ihnen Uberlassenen Raumen und den
Gemeinschaftseinrichtungen, soweit sie von ihnen oder von Dritten, die sich auf Einladung des
Benutzers in der Unterkunft aufhalten, verursacht wurden.

Die Gemeinde haftet flir Schaden, die sich aus dem Benutzen der 6ffentlichen Einrichtung er-
geben nur dann, wenn ihren Bediensteten oder weiteren Personen, derer sich die Gemeinde
zur Erfullung ihrer Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit zur Last fallen.

Fur Personen und Sachschéaden, die den Benutzern der Einrichtung durch Dritte zugefugt
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werden, haftet die Gemeinde nicht. Dies gilt auch fir Schaden, die sich die Benutzer der Un-
terkunft bzw. deren Besucher selbst gegenseitig zufligen.

§12
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO) kann
mit einer Geldbul3e belegt werden, wer

1. denin 8 5Nrn. 1, 3, 4, § 6 Nr. 1 sowie § 7 enthaltenen Geboten und Verboten beziiglich
der Benutzung der Notunterkunft und des Verhaltens im Bereich der Notunterkunft zuwi-
derhandelt,

2. diein § 6 Nr. 4 vorgeschriebene Anzeige nicht erstattet oder
3. entgegen § 5 Nr. 6 oder § 6 Nr. 5 das Betreten der Unterkunftsraume nicht gestattet.

§13
Anordnungen flr den Einzelfall; Zwangsmittel

(1)  Die Gemeinde kann zur Erfiillung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen An-
ordnungen fur den Einzelfall erlassen.

(2)  Fur die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder
Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes (BayVwzVG).

§14
Aufsicht
Die in die Obdachlosenunterkunft eingewiesenen Personen sind verpflichtet, den Anord-
nungen des Beauftragten der Gemeinde Tutzing zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstel-

lung der Ordnung in den Unterkinften nachzukommen. Insofern ist die Person berechtigt,
die zugewiesenen Raumlichkeiten zu betreten.

§15
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kratft.

einstimmig beschlossen Ja: 18 Nein: 0 Anwesend: 18

TOP 7 Erlass einer Satzung uber die Erhebung von Gebuhren fir die Benutzung der
Obdachlosenunterkiinfte der Gemeinde Tutzing

Beschluss:
Der Gemeinderat erlasst folgende Satzung:

Satzung
Uber die Erhebung von Gebuhren fir die Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte der
Gemeinde Tutzing
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Die Gemeinde Tutzing erlasst aufgrund von Art. 2 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Art. 8
des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April
1993 (GVBI S. 264), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 09. Juni 2020), folgende Gebuh-
rensatzung:

81
Gebuhrenpflicht und Benutzungsverhaltnis

Fur die Benutzung der gemeindlichen Obdachlosenunterkiinfte erhebt die Gemeinde
Tutzing Benutzungsgebiihren nach MalRgabe dieser Satzung.

82
Gebuhrenschuldner/-schuldnerin

(1) Gebuhrenschuldner/-schuldnerin ist die Person, die eine ihr zugewiesene Unterkunft nutzt.

(2) Mehrere Personen, die die Raumlichkeiten im Rahmen eines gemeinsamen Haushaltes nutzen,
haften als Gesamtschuldner.

§3
Entstehen und Falligkeit der Geblhrenschuld

(1) Die Gebiihrenpflicht entsteht ab dem Tag der Einweisung in die Unterkunft. Sie endet in der Re-
gel mit Ablauf des Einweisungsbescheids. Werden die Raume nicht am Tag des Wegzuges bzw.
der Raumung, sondern verspatet Ubergeben oder werden die Schlissel verspatet an die Ge-
meinde zuriickgegeben aus Grinden, die der Raumende zu vertreten hat, so bleibt die Gebih-
renpflicht bis zur Ubergabe der Unterkunft und Riickgabe der Schliissel bestehen.

(2) Die Gebiihren werden zum Ersten des jeweiligen Monats bzw. am Tag der Einweisung fallig. Bei
dauerhafter Unterbringung kénnen Vorauszahlungen verlangt werden.

(3) Die Benutzungsgebiihr wird durch Gebiihrenbescheid festgesetzt.

84
Gebihrensatze

(1) Die Gebiihrenhéhe fiir die Nutzung der Unterkunft ,Deutenbergstrale 2“ betragt 200,00 € pro
Bett/pro Monat. In der Gebuhr sind die Nebenkosten der Nutzung bereits enthalten.

(2) Bei Zuweisung auf Platze in Unterkiinften des Beherbergungsgewerbes, in Wohnheimen oder in
Ubergangseinrichtungen, die die Gemeinde anmietet, entspricht die Gebiihrenhdhe pro Tag dem
vom Betreiber verlangten Tagessatz.

(3) Wird eine angemietete Wohnung als Obdachlosenunterkunft zur Verfiilgung gestellt, so entspricht
die monatliche Gebihr der anfallenden Bruttokaltmiete zzgl. Nebenkostenpauschale aus dem
Mietvertrag.

(4) stellt die Gemeinde Tutzing eine eigene Wohnung zur Verfiigung, so entspricht die Gebiihr dem
Betrag der vom gemeindlichen Liegenschaftsamt veranschlagten Bruttokaltmiete zzgl. Neben-
kostenpauschale.

(5) Sollten die Benutzer der Obdachlosenunterkunft durch ihr Verhalten dazu beitragen, dass die an-
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fallenden Nebenkosten (z.B. Strom, Wasser, Heizung) unverhaltnismafiig hoch sind und erheb-
lich Uber den festgesetzten Pauschalbetragen liegen, so haben sie fir die tatsachlich entstande-
nen Kosten aufzukommen. Die Gemeinde kann die erhéhten Betrdge anhand von Durchschnitts-
werten oder Schatzungen erheben.

(6) Entsteht die Gebuhrenpflicht nicht zum Ersten eines Monats, so betrdgt die Gebiihr 1/30 fir jeden
genutzten Tag.
§5
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

einstimmig beschlossen Ja: 18 Nein: 0 Anwesend: 18

Erlass der 1. Satzung zur Anderung der Satzung fur die Benutzung

el & Offentlicher Griin- und Parkanlagen

Der Gemeinderat erlasst folgende Satzung:

1. Satzung zur Anderung der Satzung fur die Benutzung 6f-
fentlicher Grin- und Parkanlagen

Die Gemeinde Tutzing erlasst aufgrund von Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 der Ge-

meindeordnung fiir den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom

22.08.1998 (GVBI. Seite 796), zuletzt gedndert durch § 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. De-
zember 2019 (GVBI. Seite 737), folgende Satzung:

81
Die Satzung fir die Benutzung 6ffentlicher Griin- und Parkanlagen (Griin- und Parkanlagen-
satzung — GPAS) vom 11. Juni 2015 wird wie folgt geandert:

1. Die Aufzahlung in 8 1 Nr. 1 wird um folgenden Spiegelstrich erweitert:

— Bagneres-de-Bigorre Park

2. Nach 8 2 Nr. 3 Buchstabe j werden folgende Buchstaben angefligt:
k) Hunde auf Kinderspielplatzen mitzufiihren.

[) das Freilaufenlassen bzw. das Mitfihren von Hunden auf Spiel- und Liegewiesen, in
Zieranlagen oder Biotopen, aufer auf den Wegen in diesen Bereichen, wenn die
Hunde an einer kurzen, nicht mehr als 1,50 m langen, reil3festen Leine gefuhrt wer-
den in folgenden Parkanlagen:

i. Brahmspromenade (in der Zeit von 09:00 bis 19:00 Uhr)

. Bagneres-de-Bigorre Park

3. 8 8erhdlt folgende Fassung:

Gemal Art 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung (GO) kann mit GeldbuRRe bis zu 2.500 €
belegt werden, wer vorsatzlich in den Grin- und Parkanlagen

1. die in 8 2 aufgefuihrten Verhaltensvorschriften nicht befolgt,
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einer Benutzungssperre nach § 3 zuwider handelt
der Beseitigungspflicht nach § 7 nicht nachkommt

einer aufgrund des 8 5 erlassenen Anordnung nicht Folge leistet

a kDN

einem gemaln § 6 ausgesprochenen Platzverweis zuwider handelt.

§2
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

einstimmig beschlossen Ja: 18 Nein: 0 Anwesend: 18

Abgabe der Sachaufwandstragerschaft Gymnasium Tutzing; Ubergabever-
trag

TOP 9

Beschluss:

Die Gemeinde Tutzing schliel3t mit dem Landkreis Starnberg den beiliegenden Vertragsent-
wurf in der Fassung vom 18.06.2020 zur Ubergabe des Gymnasiums Tutzing mit allen dem
Schulbetrieb dienenden unbeweglichen und beweglichen Anlagen und Sachen mit wirt-
schaftlicher Wirkung zum 01.08.2020. Ab diesem Zeitpunkt tbernimmt der Landkreis Starn-
berg das Gymnasium als Schulaufwandstrager.

Die Blrgermeisterin wird in diesem Zusammenhang erméchtigt im Rahmen der notariellen
Beurkundung des oben genannten Vertrages vom Notar vorgeschlagene Anderungen anzu-
nehmen, wenn es sich nicht um wesentliche Elemente des Vertrages handelt und das We-
sen des Vertrages durch den Anderungsvorschlag des Notars unveréndert bleibt.

einstimmig beschlossen Ja: 18 Nein: 0 Anwesend: 18

|TOP 10  Sozialsprechstunde im Rathaus - Antrag des ODP Ortsverbandes Tutzing

Beschluss:

Der Gemeinderat spricht sich grundsatzlich fir die Einfuhrung einer Sozialsprechstunde im
Rathaus aus.

Die Gestaltung und Haufigkeit der Sprechstunden ist zusammen mit der Senioren- und Be-
hindertenbeauftragten und den zustandigen Mitarbeitern der Verwaltung intern zu klaren.

einstimmig beschlossen Ja: 18 Nein: 0 Anwesend: 18

[TOP 11  Erlass einer Antikorruptionsrichtlinie

Beschluss:
Die Gemeinde Tutzing erlasst folgende

Antikorruptionsrichtline der Gemeinde Tutzing

Praambel
Um das Vertrauen in rechtmafiges und integres Handel von Beschéftigten des 6ffentlichen
Dienstes zu wahren, muss bereits der geringste Anschein vermieden werden, fir personliche
Vorteile im Zusammenhang mit der Aufgabenerfillung empfanglich zu sein. Dementspre-
chend durfen gemeindliche Beschéftigte sowohl nach dem Beamtenrecht (8§ 42 Abs. 1 Be-
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amtenstatusgesetz) als auch nach dem Tarifrecht (insbesondere 8 3 Abs. 2 TV6D) Beloh-
nungen, Geschenke oder sonstige Vorteile in Bezug auf inr Amt oder Beschéftigungsverhalt-
nis grundsatzlich nicht annehmen. Ausnahmen sind nur mit Zustimmung der Dienstherrin
bzw. der Arbeitgeberin moglich.

Diese Antikorruptionsrichtlinie konkretisiert das fur alle gemeindlichen Beschéftigten geltende
Annahmeverbot sowie Ausnahmen davon. Durch klare Vorgaben zu rechtméaRigen Handeln
sollen die gemeindlichen Beschéftigten vor dem Risiko der Korruption, vor allem auch vor
den damit verbundenen schwerwiegenden strafrechtlichen und arbeits- und disziplinarischen
Folgen geschutzt werden.

Die Antikorruptionsrichtlinie ist ein wesentlicher Bestandteil der Korruptionspréavention bei der
Gemeinde Tutzing und soll einen gemeindeweit einheitlichen Umgang mit Zuwendungen
gewahrleisten.

AuRerste Zuruickhaltung und die konsequente Ablehnung angebotener Zuwendungen sind
die zuverlassigste Methode, jegliches Risiko auszuschlieRen.

8§ 1 Anwendungsbereich
(1) Die Richtlinie gilt fur alle Tarifbeschéaftigte und Beamtinnen und Beamte der Gemeinde
Tutzing (folgend -Beschéftigte- genannt).

(2) Die Richtlinie gilt nicht fur Sponsoringleistungen sowie Spenden, Schenkungen und ahn-
liche Zuwendungen an die Gemeinde Tutzing fiir kommunale oder gemeinnitzige Zwe-

cke. Diesbeziiglich sind die einschlagigen Regelungen zu beachten.

(3) Erganzende bzw. abweichende Regelungen kénnen nur von der Birgermeisterin / vom
Blrgermeister erlassen werden.
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8 2 Begriffsbestimmungen
(1) Zuwendungen sind unabhéngig vom Wert alle Vorteile, auf die kein Rechtsanspruch
besteht.

Ein Vorteil liegt auch dann vor, wenn zwar eine Gegenleistung erfolgt, diese aber in kei-
nem angemessenen Verhaltnis zur gewéhrten Leistung steht oder Aufwendungen er-
spart werden. Es kommt nicht darauf an, ob die Zuwendung persénlich angenommen
oder an Dritte gewahrt wird.

(2) Zuwendungen in Bezug auf die dienstliche Tatigkeit sind gegeben, wenn die zuwen-
dende Person sich davon leiten lasst, dass die annehmende Person

1. ein bestimmtes Amt oder eine bestimmte Stelle innehat bzw. innehatte
oder

2. eine bestimmte Diensthandlung vornimmt oder unterlasst bzw. bereits vorgenommen
oder unterlassen hat; es spielt dabei keine Rolle, ob es um ein pflichtwidriges oder
pflichtgemaRes dienstliches Verhalten geht.

Zur dienstlichen Tatigkeit gehdren auch jedes Nebenamt und jede Nebentétigkeit, die
auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung von Vorgesetzten ausgelbt wird oder im
Zusammenhang mit dienstlichen Aufgaben steht.

§ 3 Grundsaétzliches Annahmeverbot
(1) Esist grundsatzlich verboten, Zuwendungen in Bezug auf das Amt oder Beschafti-
gungsverhaltnis bzw. die dienstliche Tatigkeit zu fordern, anzunehmen oder sich ver-
sprechen zu lassen.

(2) Ausnahmsweise dirfen Zuwendungen angenommen werden, wenn
1. deren Annahme erlaubt ist (§ 4)
oder
2. die Zustimmung im Einzelfall von der zustandigen Stelle vor der Annahme erteilt
wurde (8 5).
Das Fordern einer Zuwendung ist stets verboten.
(3) Die Annahme von Geld — gleich welcher Hohe — ist verboten.
§ 4 Erlaubte Zuwendungen

Die Annahme der folgenden Zuwendungen ist auch ohne vorherige Zustimmung erlaubt:

1. einmalige Sachzuwendungen bis zu einem Wert von 25 Euro pro Kalenderjahr
und zuwendender Person oder Personengruppe
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> mehrere Sachen, die gleichzeitig zugewendet werden, gelten als einheitliche Zu-
wendung
> die Zuwendung eines Mitglieds einer Personengruppe wird dieser zugerechnet.

Gleiches gilt fir Gutscheine und Freikarten bis zu einem Wert von 25 Euro.
Achtung: Die Annahme von Geld ist verboten.

2. Ubliche und angemessene Bewirtungen

a) durch die 6ffentliche Verwaltung einschlief3lich der gemeindlichen Beteiligungsge-
sellschaften,

b) auBerhalb der o6ffentlichen Verwaltung, wenn die Teilnahme der Erfillung dienstli-
cher Aufgaben dient und die vorherige Zustimmung (8 5) nicht mehr einholbar ist
(Spontaneinladung),

c) als Begleitpersonen der Birgermeisterin / des Blrgermeisters, den weiteren Bur-
germeisterinnen bzw. Birgermeistern oder von ehrenamtlichen Gemeinderatsmit-
gliedern bei Vertretung der Vorgenannten.

3. Teilnahme an Veranstaltungen

a) der offentlichen Verwaltung einschlie3lich der gemeindlichen Beteiligungsgesell-
schaften,

b) auRerhalb der offentlichen Verwaltung soweit es sich um Fort- bzw. Weiterbildun-
gen handelt deren Notwendigkeit von der bzw. dem Vorgesetzten bejaht wurden,

c) als Begleitperson der Birgermeisterin / des Blrgermeisters, den weiteren Birger-
meisterinnen bzw. Birgermeistern oder von ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglie-
dern bei Vertretung der Vorgenannten.

4. Ubernahme von Reise- und Ubernachtungskosten durch die 6ffentliche Verwaltung.

5. Zuwendungen von gemeindlichen Beschaftigten zu tblichen Anlassen in ange-
messenen Umfang.

6. Rabatte, die allen gemeindlichen Beschéftigten, den Beschaftigten einer Abteilung
oder einer gemeindlichen Berufsgruppe eingeraumt wird.

7. Gastgeschenke der offentlichen Verwaltung; diese gehen unmittelbar in das Eigen-
tum der Gemeinde Tutzing Uber.

8 5 Zustimmung
(1) Zuwendungen, die nicht bereits gemal § 4 erlaubt sind, dirfen angenommen werden,
wenn vorher eine Zustimmung im Einzelfall erteilt wurde. Eine nachtragliche Zustim-
mung ist ausgeschlossen.

(2) Die Zustimmung kann nur erteilt werden, wenn nach Uberpriifung des Einzelfalls die
Annahme der Zuwendung

1. die objektive Dienstausuibung nicht beeintrachtigten kann bzw. eine Beeinflussung ei-
nes laufenden oder anstehenden Dienstgeschéfts auszuschliel3en ist
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und
2. bei Dritten, die von der Zuwendung Kenntnis erlangen, verniinftigerweise kein Ein-
druck der Befangenheit bzw. Kauflichkeit entstehen kann.

(3) Die Zustimmung muss schriftlich beantragt werden. Gleichzeitig ist der unmittelbare
Vorgesetzte zu informieren.

(4) Zustandig fur die Erteilung der Zustimmung ist die Blrgermeisterin / der Burgermeister
(Art. 37 GO in Verbindung mit 8 13 Abs. 2 Nr. 1 GeschO).

(5) Ablehnungen erfolgen ebenfalls schriftlich.

8 6 Zurlickweisung von Zuwendungen
Ist die Annahme der Zuwendung nicht nach § 4 erlaubt und liegt auch keine Zustimmung
nach 8 5 vor, ist die Zuwendung zurtickzuweisen. Spontane Zuwendungen im Sinn von § 4
Nr. 1 im Wert von Uber 25 Euro sind daher stets zurlickzuweisen; eine nachtragliche Zu-
stimmung ist ausgeschlossen. Ist die Zurlickweisung trotz gréf3ter Bemihungen unmdoglich
bzw. wurde die Zuwendung an die Dienststelle Gibersandt oder dort hinterlassen, ist wie folgt
zu verfahren:

1. Die Zuwendung ist in den Dienstrdumen zu verwahren.

2. Ein schriftlicher Vermerk ist zu verfassen und zusammen mit der Zuwendung an das
Biro der Burgermeisterin / des Birgermeisters weiterzugeben.

3. Das Biiro des Birgermeisters veranlasst das Weitere (Riickgabe an zuwendende
Person, Vernichtung verderblicher Waren und Information der zuwendenden Person,
Strafanzeige oder bei anonymen Zuwendungen Spende zugunsten gemeinnitziger
Einrichtung).

§ 7 Information an die Geschéftsleitung
Entsteht der Eindruck, dass mit einer Zuwendung das dienstliche Handeln beeinflusst wer-
den soll, ist die Geschaftsleitung zu informieren. Eine dariber hinausgehende Anzeigepflicht
besteht nicht.

8§ 8 Rechtsfolgen bei VerstolR
(1) VerstoRRe gegen diese Richtlinie kdnnen arbeits- bzw. disziplinarische Folgen bis hin zur
fristiosen Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses bzw. Entfernen aus dem Beamtenverhalt-
nis haben. Daneben drohen strafrechtliche Konsequenzen bis hin zu einer mehrjahrigen
Freiheitsstrafe.

(2) Fuhrungskrafte missen bereits dann mit strafrechtlichen sowie arbeits- bzw. disziplinari-
schen Folgen rechnen, wenn sie Verstol3e gegen diese Richtlinie geschehen lassen.

(3) Schaden, die der Gemeinde Tutzing durch pflichtwidriges Handeln entstehen, sind zu
ersetzen.
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§ 9 Bekanntgabe
Diese Richtlinie wird den Beschaftigten anlasslich ihrer Einstellung und einmal jahrlich gegen
Unterschrift zur Kenntnis gegeben.

8 10 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am in Kraft.

einstimmig beschlossen Ja: 18 Nein: 0 Anwesend: 18

Live-Ubertragung von Gemeinderatssitzungen; Antrag der Fraktion Biind-

TOP 12 nis90 Die Griinen

Beschluss:

Die o¢ffentlichen Sitzungen des Gemeinderates und seiner Gremien sollen kunftig via
Livestream Ubertragen werden.

Die Verwaltung wird beauftragt, bis zur Sommerpause ein entsprechendes Konzept vorzule-
gen, in dem die Moglichkeiten, Voraussetzungen und Kosten dargestellt werden. Eine ge-
meinsame L6sung mit dem Landkreis und den anderen Landkreisgemeinden ist dabei anzu-
streben. Dem Gemeinderat ist das Konzept zur endgultigen Entscheidung vorzulegen.

mehrheitlich abgelehnt Ja: 3 Nein: 15 Anwesend: 18

|TOP 13 Mitteilungen und Anfragen, Aktuelles, Verschiedenes

Die Verwaltung berichtet kurz Gber den Sachstand ,Zaunbau im Nordbad®.

zur Kenntnis genommen

Sitzung des Gemeinderates vom 07.07.2020 Seite 40 von 40



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	BM_Text4
	SMC_BM_SNFUNK
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	BM_Text2
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu

